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Kapitel 6: Sozial gerechte und nachhaltige Umwelt- und Klimapolitik 1 

Um den Lebensraum von uns Menschen zu erhalten, brauchen wir dringender denn je sozial 2 
gerechten und nachhaltigen Umwelt- und Klimaschutz. Dazu müssen wir alle Bereiche 3 
unserer Gesellschaft umbauen und bis 2035 klimaneutral sein. Mit einem CO₂-Ausstoß von 4 
9,8 Tonnen pro Kopf und Jahr liegt Deutschland weit über dem globalen Durchschnitt von 5 
4,8 Tonnen. Ein globales nachhaltiges Ziel wäre allerdings ein CO₂-Ausstoß von 1 Tonne pro 6 
Kopf und Jahr. 7 

Seit Jahren wissen wir, dass die Kosten der Folgen des Klimawandels mit jedem Tag, an 8 
dem nicht gehandelt wird, steigen. Das bedeutet aber auch, dass uns jeder in Klimaschutz 9 
investierte Euro 15 Euro Kosten durch Klimaschäden erspart. 10 

Die Hochwasserkatastrophe von 2021 mit fast 50 Todesfällen alleine in NRW und die 11 
extreme Hitze 2026 mit mehr als 30% Übersterblichkeit hat uns vor Augen geführt, dass die 12 
Folgen des Klimawandels längst bittere Realität für uns sind. In jedem Lebensbereich sind 13 
Wiederaufbau und weiterreichende Klimafolgen-Anpassungsmaßnahmen erheblich teurer 14 
als die Kosten von schnellem und weitgreifendem Klimaschutz. Denn nicht nur 15 
Katastrophen, Pandemien und die direkten Auswirkungen auf das Leben von Menschen und 16 
Tieren zählen zu den Folgen des Klimawandels, sondern auch drastische 17 
Kostensteigerungen in den Bereichen Energie, Verkehr, Bau, Lebensmittel und 18 
Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Tourismus, Versicherungen und mehr Risiken im 19 
Finanzsektor. Trotzdem werden in Deutschland weiterhin 65,4 Milliarden Euro 20 
klimaschädliche Subventionen gezahlt, beispielsweise durch Steuerbegünstigungen für 21 
Kerosin oder das Dienstwagenprivileg. 22 

6.1 Für einen sozial-ökologischen Systemwechsel 23 

Die Kosten des Klimawandels und des Klimaschutzes dürfen nicht auf diejenigen abgewälzt 24 
werden, die schon heute nicht genug haben. Vielmehr sollten die Verursacher*innen und 25 
Profiteur*innen der Klimakatastrophe den größten Teil tragen. Als Linke wollen wir die 26 
Ausbeutung von Menschen und Natur beenden und setzen uns für einen sozial-27 
ökologischen Systemwechsel ein 28 

Das bedeutet in NRW den Ausstieg aus der Braunkohlewirtschaft ebenso wie den schnellen 29 
ökologischen Umbau der Stahlproduktion. Es bedeutet den flächendeckenden Ausbau 30 
öffentlicher Verkehrssysteme, auch im ländlichen Raum. Es bedeutet den beschleunigten 31 
Ausbau von Windenergie und solarer Stromerzeugung. 32 

Die sozial-ökologische Wende ist auch eine Frage der Gerechtigkeit. Je höher die 33 
Einkommen sind, desto höher sind die verursachte Umweltbelastung und der CO₂-Ausstoß 34 
pro Haushalt. Den Preis dagegen zahlen die Armen, die sich nicht gegen Klimaschäden 35 
versichern oder sich bei steigenden Lebensmittelpreisen sich das Essen nicht mehr leisten 36 
können. Wir wollen eine sozial-ökologische Wende, bei der alle Menschen von bezahlbarer 37 
Energie, erschwinglicher Mobilität, gesunden Nahrungsmitteln und mehr Lebensqualität 38 
profitieren. 39 

Die Linke steht an der Seite der Klimagerechtigkeitsbewegung. Sie ruft seit vielen Jahren zu 40 
deren Protesten auf. Sie hat mit den Aktiven vor Ort um den Erhalt des Hambacher Walds, 41 
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um Lützerath und das Sündenwäldchen gekämpft. Nur mit einer starken Linken im Landtag 42 
wird die Klimawende in unserem Bundesland gelingen. 43 

Der sozialökologische Systemwechsel ist auch eine vielschichtige Frage der 44 
Gerechtigkeit.  Frauen, Kinder und alte Menschen leiden überdurchschnittlich unter der 45 
Klimakatastrophe, Hitze und Umweltschäden. Klimaneutralität heißt für uns auch 46 
internationale Klimagerechtigkeit. Die Länder des Globalen Südens sind von der Klima- und 47 
Umweltzerstörung besonders stark betroffen und am wenigsten dafür verantwortlich. Dies 48 
bedeutet, dass Deutschland sein CO₂-Budget nicht überziehen darf. Rund 30 Prozent aller 49 
bundesweiten Emissionen kommen aus NRW. Fünf Jahre Regierungsbeteiligung der Grünen 50 
haben daran nichts geändert. 51 

Klimagerechtigkeit erfordert auch, Rohstoff- und Ressourcenverbrauch hierzulande zu 52 
verringern und sich für eine gerechte Verteilung von Rohstoffen und Ressourcen 53 
einzusetzen. Der Bewahrung unserer Umwelt steht die destruktive Wirtschaftsweise des 54 
Kapitalismus entgegen. Das Streben nach ständigem Wirtschaftswachstum und die 55 
Profitorientierung sind zentrale Treiber der Zerstörung unserer natürlichen 56 
Lebensgrundlage. 57 

Als Linke wollen wir: 58 
• im Landtag alle Maßnahmen ergreifen, um die Erderhitzung so gering wie eben 59 

möglich zu halten 60 
• NRW bis 2035 klimaneutral machen, also 10 Jahre früher, als von der schwarz-grünen 61 

Landesregierung beabsichtigt 62 
• im Klimaschutzgesetz NRW verbindlich festschreiben, dass die Emissionen bis 2030 63 

um mindestens 80 Prozent im Vergleich zu 1990 gesenkt werden.  64 
• im Klimaschutzgesetz NRW spezifische Reduktionsziele nach Sektoren für 65 

Energiewirtschaft, Industrie, Gebäude, Verkehr sowie Land- und Forstwirtschaft 66 
festschreiben 67 

• die Festlegung von Reduktionszielen Ziele am CO₂-Budget für NRW orientieren und 68 
dieses Budget nicht überschreiten 69 

6.2 Schöner klimaneutral wohnen 70 

Der Klimaschutz bei Gebäuden ist entscheidend: Auf den Gebäudesektor entfallen 30 71 
Prozent der Treibhausgase. Doch bislang verläuft die energetische Sanierung viel zu 72 
langsam und führt allzu oft zu unsozialen Mietsteigerungen und Verdrängungen von 73 
Mieter*innen aus ihrem Zuhause. 74 

In NRW wird immer noch ein sehr großer Anteil der Wohnungen mit fossilen Energien (vor 75 
allem Gas und Öl) beheizt.  76 

Als Linke stehen wir für eine soziale Wärmewende. Wir wollen Mieter*innen und 77 
Eigentümer*innen von Wohneigentum vor Überlastung schützen, ohne Kompromisse bei der 78 
Dekarbonisierung zu machen. Keinesfalls dürfen die hohen Kosten des Netzumbaus und 79 
Ausbaus auf die Privathaushalte abgewälzt werden.  80 

Strom- und Wärmenetze gehören zur Daseinsvorsorge und damit in die öffentliche Hand. 81 
Die Wärmewende sollte genutzt werden, die Netze wo immer möglich so umfassend wie 82 
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möglich in gemeinwirtschaftliches oder in genossenschaftliches Eigentum zu überführen. 83 
Auf Bundesebene wollen wir ein Verbot erreichen, mit der Wärmeversorgung Profite zu 84 
machen, wie dies in Dänemark seit Jahrzehnten umgesetzt ist. 85 

Die hoch verschuldeten und strukturell unterfinanzierten NRW-Kommunen benötigen für die 86 
Umsetzung der Wärmewende umfangreiche finanzielle Hilfen durch Land und Bund. Die 87 
Wärmewende darf nicht zu Lasten der kommunalen Daseinsvorsorge für die Menschen vor 88 
Ort gehen. 89 

Als Linke wollen wir: 90 
• Quartiers- und Stadtteillösungen beim Ausbau von Nah- und Fernwärmenetzen 91 
• eine wirksame Preisaufsicht für das örtliche Monopol des Fernwärmenetzes 92 
• sicherstellen, dass Wärmelieferungen durch den Aus- und Umbau der Fernwärme 93 

nicht zu teuer werden 94 
• dass dort, wo Wärmenetze existieren, alle Gebäude angeschlossen werden 95 
• klimaneutrale Wärmeversorgung für jedes Neubaugebiet. Die Nutzung von 96 

Wasserstoff zur Wärmegewinnung und auch die Umstellung von Gasnetzen auf 97 
Wasserstoff, wie von einigen Energieversorgern angedacht, lehnen wir ab. 98 

• einen landesweiten Klima-Check aller Gebäude 99 
• mit verbindlichen Sanierungsplänen bis 2035 einen klimaneutralen Gebäudebestand 100 

erreichen und viele neue Arbeitsplätze schaffen und eine Sanierungsrate bei 101 
Gebäuden von 5 Prozent pro Jahr erreicht wird 102 

• energetische Sanierungen mit 2 Milliarden Euro im Jahr fördern 103 
• die Modernisierungsumlage abschaffen, denn sie dient Mietsteigerungen – nicht dem 104 

Klimaschutz 105 
• die Vermieter*innen an den Kosten beteiligen und Aufschläge auf die Miete nur noch 106 

in Höhe der tatsächlich erreichten Einsparungen bei Heizung und Warmwasser 107 
zulassen 108 

• eine Holzbau-Quote für öffentliche Gebäude des Landes  109 

6.3 Energie sozial-ökologisch umbauen 110 

In Nordrhein-Westfalen sind mit E.ON, RWE und STEAG drei der größten Energiekonzerne 111 
ansässig. Hier wird rund ein Drittel des bundesdeutschen Stroms produziert, allerdings nur 112 
etwa 31 Prozent davon aus erneuerbaren Quellen. Die schwarz-grüne Landesregierung hat 113 
die Energiewende bislang verschleppt. Wir wollen die Energiewende beschleunigen und so 114 
schnell, wie möglich vollständig auf Erneuerbare umsteigen. Wir wollen mit der 115 
Energiewende auch unabhängig werden von Energielieferungen aus autoritären Staaten. 116 

Auf Bundesebene streiten wir für eine Versorgung mit Strom und Wärme, nicht in der Hand 117 
von Konzernen, sondern von Bürger*innen, von Kommunen und Genossenschaften. Wir 118 
wollen die Strom- und Wärmeerzeugung sowie deren Verteilung so dezentral wie möglich 119 
und so zentral wie nötig organisieren. Wir setzen deshalb auf Strom und Wärme aus dem 120 
Stadtwerk, aus den kommunalen genossenschaftlichen Solar- oder Windkraftanlagen und 121 
von den Dächern und Wärmepumpen der Bürger*innen. Wir stärken die aktive Rolle von 122 
Bürger*innen und Betrieben in der Energiewende als Prosument*innen, die selbst 123 
produzierte Energie konsumieren, und fördern hierfür Energiemanagement- und 124 
Speichertechnik. Langzeit-Energiespeicher für die Dunkelflaute wollen wir an strategisch 125 
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günstigen Orten in das bestehende Stromnetz integrieren, sodass der Netzausbau minimiert 126 
werden kann. Wir wollen Deutschland bis 2040 klimaneutral machen. 127 

Als Linke wollen wir wieder eine Energieagentur als unabhängiges Kompetenzzentrum des 128 
Landes NRW für erneuerbare Energien, Energieeffizienz und Klimaschutz einführen, wie es 129 
sie bis 2020 gab. 130 

Die Energiewende wird nur dann erfolgreich sein, wenn sie sozial gerecht und durch die 131 
Menschen selbst gestaltet ist.  132 

Als Linke wollen wir:  133 
• den Ausstieg aus der Braunkohle verlässlich bis spätestens 2030 134 
• eine regional ausgerichtete und in der Bevölkerung verankerte Energiewende, zum 135 

Beispiel Energiegenossenschaften und Bioenergiedörfer 136 
• eine Solaroffensive in NRW für dezentrale Erzeugungsanlagen 137 
• die Neuinstallation von kleinen Photovoltaikanlagen (1 kWp bis 10 kWp) sowie 138 

stationärer Batteriespeichersystem (3 kWh bis 10 kWh) an Wohn- und 139 
Gewerbebauten sowie Vereinsgebäuden stärker als bisher fördern 140 

• Doppelnutzung für bereits versiegelte Flächen, wie zum Beispiel Parkplätze und 141 
Autobahnen, und vorrangig diese mit Photovoltaikanlagen ergänzen 142 

• das Repowering alter Windenergieanlagen erleichtern 143 
• dass Bioenergie aus eigens hierzu angebauten Energiepflanzen oder neu 144 

geschlagenem Holz nicht mehr generell als ökologisch gilt und keine staatliche 145 
Förderung als erneuerbare Energie erhält 146 

• keine Steuergelder mehr für Klimazerstörung und Rückzug des Landes aus 147 
Finanzanlagen, Investitionen und Subventionen, die in Vorhaben fließen, die der 148 
fossilen und atomaren Energiewirtschaft dienen 149 

Auch in der Klimakrise sind Konzerne die Krisengewinner. Dieselben Konzerne, die riesige 150 
Summen an Steuergeldern für die Abschaltung und den Rückbau der Atomkraftwerke 151 
bekommen haben, kassieren nun erneut für das Abschalten von Kohlekraftwerken. Das 152 
Gleiche droht beim zukünftigen Wechsel der Energieerzeugung weg vom Erdgas. 153 

6.3.1 Kohleausstieg in NRW 154 

Wir wollen unsere Lebensgrundlagen schützen und am Pariser Klimaabkommen festhalten: 155 
Das geht nur, wenn die Kohleverstromung tatsächlich spätestens 2030 endet. Das 2020 neu 156 
in Betrieb genommene Steinkohlekraftwerk Datteln 4 sollte sofort vom Netz genommen 157 
werden. 158 
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Als Linke wollen wir: 159 
• die Betreiber ihren Verpflichtungen aus dem Bergrecht nachkommen und die und 160 

Kosten für Bergbau- und Tagebaufolgeschäden von den Konzernen übernommen 161 
werden 162 

• dass die nach dem Ende der Braunkohleförderung geplanten Restseen im 163 
Rheinischen Revier nicht mit belastetem Rheinwasser gefüllt werden. 164 

• dass engmaschige Kontrollen und analytische Verfahren in Zukunft sicherstellen, 165 
dass keine Schadstoffe in die Braunkohletagebaue gelangen (wie in der 166 
Vergangenheit umfangreich geschehen). 167 

• dass beim verbleibenden Ausstieg aus der Kohle statt der Konzerninteressen endlich 168 
die Umwelt und die Menschen vor Ort an erster Stelle stehen und die Betroffenen 169 
mitentscheiden können. 170 

6.3.2 Für einen sozialen Strukturwandel 171 

In dem vom Strukturwandel besonders betroffenen Rheinischen Revier wollen wir einen 172 
Transformationsrat einrichten, der den bereits stattfindenden sozialen und ökologischen 173 
Umbau von Wirtschaft und Infrastruktur demokratisch lenkt. Er soll sich zusammensetzen 174 
aus Vertreter*innen von Wissenschaft, Umwelt- und Verbraucher*innenverbänden, 175 
Gewerkschaften sowie zur Hälfte aus direkt gewählten Bürger*innen und Vertreter*innen 176 
der Belegschaften. Eine wirksame Beteiligung von Kindern und Jugendlichen wollen wir 177 
vorantreiben.  178 

6.3.3 Strompreise stärker kontrollieren, Energie für alle bezahlbar machen 179 

Die Kosten der Energiewende müssen sozial gerecht verteilt werden. In den letzten Jahren 180 
sind die Energiekosten für private Haushalte erheblich gestiegen. Der Zugang zu Energie ist 181 
ein Grundrecht. Die Linke will Energiearmut verhindern. Zahlungsschwierigkeiten dürfen 182 
nicht dazu führen, dass Menschen in entwürdigender Weise im Dunkeln sitzen oder frieren 183 
müssen. 184 

Im Bundestag fordern wir als Linke seit Jahren auch ein gesetzliches Verbot von Strom- und 185 
Gassperren, da Energie ein Grundrecht ist. 186 

Als Linke wollen wir: 187 
• preisgünstige Sockeltarife für den durchschnittlichen Verbrauch von elektrischem 188 

Strom, Wasser und Heizenergie schaffen. Was über den durchschnittlichen 189 
Verbrauch hinausgeht, wird teurer. Damit werden sozial gerechte Anreize zum 190 
Stromsparen geschaffen 191 

• dass Verbraucher*innen, Umwelt- und Sozialverbände sowie Gewerkschaften über 192 
einen Beirat an der Überwachung der Strompreise beteiligt werden 193 

• flächendeckende kostenlose Energieberatung für alle Privathaushalte 194 
sowie   ausreichende Hilfen für die Anschaffung energiesparender Haushaltsgeräte 195 
und Heizungen für Haushalte mit niedrigen Einkommen 196 

6.3.4 Moore für Klimaschutz nutzen 197 

Moore sind in ihrer Bedeutung für den Klimaschutz lange unterschätzt worden. Heute weiß 198 
man: Moorböden können dauerhaft mehr als sechsmal so viel Kohlenstoff speichern wie 199 
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Wald auf derselben Fläche. Deswegen ist der Schutz der Moore und die Wiedervernässung 200 
ehemaliger Moorgebiete ein hocheffektiver Beitrag zum Klimaschutz – und zwar günstig und 201 
ohne soziale Schieflage.  202 

Leider wurden die meisten Moorflächen in NRW in der Vergangenheit für die intensive Land- 203 
und Forstwirtschaft oder als Bauland systematisch entwässert. Nur noch rund 3000 Hektar 204 
intakte oder naturnahe Moorflächen sind in unserem Bundesland erhalten geblieben, vor 205 
allem in Ostwestfalen-Lippe, im Münsterland, in der Eifel und auf der Bergischen 206 
Heidetrasse. Aber über 38.000 Hektar weisen ein enormes Potenzial für eine 207 
Wiedervernässung auf! 208 

Für unser Land wäre das eine vierfache Win-Situation: Wir schützen das Klima, wir retten 209 
und erweitern hochgradig bedrohte Biotope, wir steigern die Attraktivität für Naherholung 210 
sowie sanften Tourismus, und außerdem leisten wiedervernässte Moore einen 211 
unschätzbaren Beitrag zur Anpassung an die Klimafolgen. Denn lebendige Moore und Auen 212 
funktionieren wie riesige Schwämme: Sie halten bei Starkregen das Wasser in der 213 
Landschaft zurück und sorgen in Hitzeperioden für spürbare regionale Abkühlung. 214 

Zugleich sind Moorschutz und Wiedervernässung ein unschlagbar günstiger Beitrag zum 215 
Klimaschutz. Der gesellschaftliche Schaden durch jede emittierte Tonne CO₂ liegt nach 216 
offiziellen Berechnungen des Umweltbundesamtes bei rund 200 bis über 800 Euro (je nach 217 
langfristiger Gewichtung). Demgegenüber stehen extrem niedrige Vermeidungskosten: Bei 218 
der Wiedervernässung von landwirtschaftlich genutzten Moorböden liegen diese 219 
größtenteils unter 55 Euro pro Tonne CO₂-Äquivalent – wie die Bundesregierung auf Anfrage 220 
unserer Bundestagsfraktion offiziell bestätigt hat. Das ist weit weniger als das, was die 221 
Industrie aktuell für CO₂-Zertifikate im europäischen Emissionshandel bezahlen muss. 222 

Als Linke wollen wir: 223 
• einen landeseigenen Moor-Flächenfonds einrichten, mit dem systematisch 224 

Potenzialflächen für die Vernässung aufgekauft werden können 225 
• eine gesetzlich verbindliche Pflicht zur vollständigen Wiedervernässung aller landes- 226 

und kommunaleigenen Moorböden in NRW bis spätestens 2032 227 
• ein Sofort-Investitionsprogramm für die unteren Wasserbehörden und Planungsämter 228 

in den betroffenen Kreisen (wie Minden-Lübbecke, Borken oder der Städteregion 229 
Aachen) und feste, unbefristete Planstellen für "Moor-Manager" und 230 
Wasserbauingenieure im Landesdienst 231 

• Verankerung eines strikten und ausnahmslosen Verbots von Neu- oder 232 
Tiefenentwässerungen von organischen Böden im NRW-Landesentwicklungsplan 233 
(LEP) und im Landeswassergesetz 234 

• langfristig sichere Management-Verträge für Landwirt*innen, die Moore renaturieren, 235 
und eine Abnahmegarantie für Baustoffe aus Paludikultur 236 

• keine Photovoltaik auf Moorflächen (“Moor-PV”) 237 

6.3.5 Das Atomland NRW 238 

Auch wenn die Atomkraftwerke Würgassen und Hamm-Uentrop schon vor vielen Jahren 239 
abgeschaltet wurden - Nordrhein-Westfalen ist nach wie vor Atomland. Viele für den 240 
Fortbestand der Atomindustrie wichtige Anlagen und Unternehmen sind hier beheimatet. 241 
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Dagegen setzen wir uns in NRW gemeinsam mit Anti Atom Initiativen und Umweltverbänden 242 
ein.  243 

Als Linke wollen wir: 244 
• die Sofortige Schließung der Urananreicherungsanlage in Gronau 245 
• den Bau eines Zwischenlagers in Jülich statt CASTOR-Transporte nach Ahaus 246 

6.3.5.1 Keine Atomtransporte von Jülich nach Ahaus  247 

Seit März 2026 werden hochradioaktive Brennelemente vom Zwischenlager Jülich nach 248 
Ahaus transportiert. Die Transporte sind gefährlich, teuer und unnötig. Rund 300.000 249 
abgebrannte Brennelemente des stillgelegten Jülicher Atomversuchsreaktors AVR lagerten 250 
bisher in 152 Castor-Behältern am Forschungszentrum Jülich. Verantwortlich ist die 251 
bundeseigene Jülicher Entsorgungsgesellschaft für Nuklearanlagen mbH (JEN). 252 

Das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung (BASE) genehmigte am 25. 253 
August 2025 den Transport aller 152 Castoren nach Ahaus. Die Genehmigung gilt bis zum 254 
31. August 2027 und wurde mit Sofortvollzug erteilt. Seit der Nacht zum 25. März 2026 255 
fahren 130 Tonnen schwere Schwerlasttransporter mit jeweils einem Castor über 256 
sanierungsbedürftige Brücken und marode Straßen in NRW. Die Transporte verursachen 257 
einen enormen Polizeieinsatz und Kosten in Millionenhöhe. Insgesamt sollen sie etwa zwei 258 
Jahre dauern. 259 

Damit bricht die schwarz-grüne Landesregierung ihr Versprechen aus dem Koalitionsvertrag 260 
2022–2027: „Wir setzen uns für eine Minimierung von Atomtransporten ein. Das gilt auch für 261 
Transporte aus anderen Bundesländern. Im Fall der in Jülich lagernden Brennelemente 262 
bedeutet dies, dass wir die Option eines Neubaus eines Zwischenlagers in Jülich 263 
vorantreiben.“ 264 

Die für die Atomaufsicht zuständige Ministerin Mona Neubaur ist jedoch untätig geblieben. 265 
Nachdem 2022 die Erdbebensicherheit des Jülicher Zwischenlagers bestätigt worden war, 266 
entfiel ein wesentlicher Grund für die Räumungsanordnung von 2014. Trotzdem setzte sich 267 
die Landesregierung nicht für deren Widerruf ein. Auch als der Haushaltsausschuss des 268 
Bundestags 2022 beschloss, auf Transporte zu verzichten, falls NRW einen möglichen 269 
Mehrbetrag für einen Neubau in Jülich übernimmt, kam vom Land kein 270 
Verhandlungsangebot. Die Landesregierung nahm vielmehr eine passive Zuschauerrolle ein. 271 
Mona Neubaur hat versagt, ihr Rücktritt ist überfällig. 272 

Als Linke wollen wir, dass Atommüll grundsätzlich am Ort seiner Entstehung sicher 273 
zwischengelagert wird, bis ein Endlager bereitsteht. Ahaus ist keine sichere und dauerhafte 274 
Lösung: Dort können defekte Castoren nicht repariert werden, die Genehmigung läuft 275 
bereits 2036 aus. Zudem ist das Lager laut einer von der Initiative „Ausgestrahlt“ 276 
beauftragten Studie der Sicherheitsexpertin Oda Becker nicht ausreichend gegen gezielte 277 
Angriffe geschützt. 278 

Auch wenn bereits Castoren transportiert wurden, muss die Verantwortung für den 279 
Atommüll in Jülich bleiben, bis ein Endlager verfügbar ist. 280 



8 

 

Als Linke wollen wir: 281 
• die Mittel für den Neubau einer Zwischenlagerhalle in Jülich bereit stellen, auch wenn 282 

das eventuell mit Mehrkosten im Vergleich zu den Castortransporten verbunden 283 
wäre, und in Verhandlungen mit der Bundesregierung über eine Aufteilung der Kosten 284 
für den Hallenneubau eintreten.  285 

• nach einer Verständigung die Mittel für einen möglichst sicheren Zwischenlager-286 
Neubau in Jülich und die dafür notwendigen Grundstückskäufe umgehend 287 
bereitstellen 288 

• die Räumungsverfügung für das Zwischenlager Jülich umgehend widerrufen: dafür ist 289 
die Atomaufsicht in NRW zuständig. Die Genehmigung der Transporte von Jülich 290 
nach Ahaus durch das BASE ist hinfällig, denn der Atommüll könnte in Jülich 291 
verbleiben. 292 

Zur Umsetzung einer Vereinbarung zwischen Bund und Land wollen wir, dass die zukünftige 293 
NRW-Landesregierung Verantwortung im Aufsichtsrat der JEN übernimmt, nicht zuletzt, um 294 
unnötige Atommüll-Transporte zukünftig zu verhindern. 295 

6.3.5.2 Das Brennelemente-Zwischenlager in Ahaus 296 

In Ahaus befindet sich eines von zwei zentralen Atommüll-Zwischenlagern Deutschlands. 297 
Seit fast 50 Jahren gibt es Proteste gegen das Lager. Dort werden seit 1992 298 
hochradioaktive und seit 2010 schwach- und mittelradioaktive Abfälle aufbewahrt. Aktuell 299 
werden 152 Castorbehälter aus dem stillgelegten Versuchsreaktor AVR in Jülich eingelagert. 300 
Zudem sind Transporte von Atommüll aus Forschungsreaktoren in München, Mainz und 301 
Berlin geplant. 302 

Besonders problematisch sind Brennelemente aus dem FRM II in Garching bei München. Ihr 303 
Transport nach Ahaus ist bereits genehmigt. Der Reaktor nutzt hochangereicherten, 304 
waffenfähigen Brennstoff; bei der Entnahme beträgt der Anteil des spaltbaren U235 noch 87 305 
Prozent. Dieser Müll ist daher proliferationsrelevant. 306 

Die Genehmigung für das Ahauser Lager endet 2036. Dennoch werden Castoren aus Jülich 307 
nach Ahaus transportiert, statt dort eine neue Zwischenlagerhalle zu bauen. Da bis 2036 308 
kein tiefengeologisches Endlager in Betrieb sein wird, plant die dem 309 
Bundesumweltministerium zugeordnete Bundesgesellschaft für Zwischenlagerung (BGZ) 310 
eine Verlängerung der Genehmigung um 20 Jahre und bereitet dafür die 311 
Umweltverträglichkeitsprüfung vor. 312 

Zugleich bestehen Unklarheiten über den Zustand des radioaktiven Inventars in den 313 
Castoren. Während in Lubmin wegen neuer Sicherheitsanforderungen ein Neubau mit 1,8 314 
Meter dicken Stahlbetondecken erforderlich sein soll, hat das Lager in Ahaus nur eine etwa 315 
20 Zentimeter starke Decke – bei mehr Castoren und radioaktivem Inventar. Auch gegen 316 
terroristische Angriffe, Drohnen sowie kriegerische Auseinandersetzungen sind Gebäude 317 
und Behälter unzureichend geschützt. 318 

Eine Studie der Sicherheitsexpertin Dipl.-Phys. Oda Becker von Anfang 2025 benennt 319 
deutliche Sicherheitslücken in Ahaus und Brokdorf. Ein Drohnenangriff auf das Ahauser 320 
Lager könnte Evakuierungen bis ins Stadtgebiet erforderlich machen. Für Personen im 321 
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Umkreis von 250 Metern könnten die in den ersten Minuten aufgenommenen Strahlendosen 322 
tödlich sein. Vor Krieg ist ohnehin kein Zwischenlager in Deutschland geschützt. 323 

Die Linke lehnt eine einfache Verlängerung der bestehenden Zwischenlagerung 324 
hochradioaktiven Atommülls in Ahaus über 2036 hinaus ab. 325 

Als Linke wollen wir in NRW folgende Bundesratsinitiativen anstoßen: 326 
• Für das Zwischenlager in Ahaus soll ein komplett neues Genehmigungsverfahren mit 327 

umfassender Öffentlichkeitsbeteiligung und juristischen Einspruchsmöglichkeiten 328 
durchgeführt werden. 329 

• Die BGZ und Bundesregierung sollen die Option eines Hallenneubaus in Ahaus bereits 330 
beim Antrag zur Prüfung einer UVP-Pflicht skizzieren und einbeziehen, um die 331 
möglichen Umweltauswirkungen des Vorhabens sachgemäß und umfassend 332 
abschätzen zu können. 333 

• Das BASE und die Bundesregierung sollen das Regelwerk für die Genehmigung und 334 
Sicherheitsüberprüfung von Zwischenlagern auf der Basis des aktuellen Standes von 335 
Wissenschaft und Technik aktualisieren, zum Schutz der Bevölkerung. 336 

• Die BGZ und die Bundesregierung sollen ein schlüssiges, mit den Betroffenen 337 
gemeinsam erarbeitetes Gesamtkonzept zur maximal sicheren Langzeit-338 
Zwischenlagerung der radioaktiven Abfälle vorlegen. Das Hin- und Herschieben von 339 
Atommüll muss endlich aufhören. 340 

6.3.5.3 Die Urananreicherungsanlage in Gronau 341 

Die Urananreicherungsanlage (UAA) in Gronau wird vom URENCO-Konzern betrieben. 342 
URENCO reichert Uran-235 für Brennelemente an und gehört zu je 33,3 % den 343 
Niederlanden, dem Vereinigten Königreich sowie RWE und E.ON. Das Unternehmen betreibt 344 
Anlagen in Gronau, Almelo, Capenhurst und Eunice in den USA. Mit Frankreich betreibt 345 
URENCO zudem die Enrichment Technology Company (ETC) in Jülich, die Uran-Zentrifugen 346 
erforscht und herstellt. 347 

Die UAA Gronau ist vom bundesdeutschen Atomausstieg ausgenommen und darf 348 
unbefristet laufen. Wir wollen das ändern und kämpfen für ihre umgehende Stilllegung. 349 

URENCO will ca. 1 Milliarde Euro in Modernisierung und Ausbau der Anlage in Gronau 350 
investieren: neue Zentrifugen, Anlagen für Recycling und Lagerung von Metallschrott sowie 351 
ein Lager für abgereichertes Uran. Derzeit darf aus Gronau nur bis auf fünf Prozent U-235 352 
angereichertes Uran ausgeliefert werden. International verfolgt URENCO jedoch die 353 
Herstellung stärker angereicherter Brennstoffe wie HALEU (auf 10 bis 20 % Uran-235) und 354 
LEU+ (auf 5 bis 10 % Uran-235) für neue Reaktortypen.  355 

Die Zentrifugentechnik ist militärisch brisant: Sie kann grundsätzlich sowohl für 356 
Atomkraftwerke als auch zur Produktion von Atomwaffen genutzt werden. Vor dem 357 
Hintergrund der Debatte über eine deutsche oder europäische Atombombe ist die Anlage 358 
deshalb von besonderer Bedeutung. Sie ist der Schlüssel zur deutschen oder EU-359 
Atombombe. 360 

Auch die Transporte von Uranhexafluorid sind gefährlich. Bei Unfällen oder Anschlägen 361 
können radioaktive Strahlung und extrem giftige Flusssäure freigesetzt werden. Die 362 
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Transporte erfolgen per Lkw und Bahn durch dicht besiedelte Gebiete, unter anderem 363 
Richtung Russland, Frankreich und Großbritannien. Kritisiert werden außerdem mangelnde 364 
Transparenz und unsichere Lagerbedingungen im Ausland. 365 

Wir Linken setzen uns für den Atomausstieg in Europa und weltweit ein. Auch in Deutschland 366 
ist er noch nicht abgeschlossen. Wir streiten seit Jahren für die schnellstmögliche Stilllegung 367 
der Uranfabriken in Gronau und Lingen. Bis dahin sollen Exporte von Uran-Kernbrennstoffen 368 
an Reaktoren im Ausland verhindert werden. Von der Bundesregierung beauftragte 369 
Gutachten zeigen, dass dies möglich ist. 370 

Deshalb werden wir im Landtag wir eine Bundesratsinitiative für die sofortige Stilllegung der 371 
Urananreicherungsanlage in Gronau beantragen. 372 

6.3.5.4 Investitionsruine THTR Hamm: Das Märchen vom billigen Atomstrom 373 

Der Thorium-Hochtemperatur-Reaktor (THTR-300) in Hamm-Uentrop ist eine der größten 374 
Investitionsruinen der deutschen Atomwirtschaft. 375 

Der THTR und das dahinterstehende HTR-Konzept waren einst als deutscher 376 
Exportschlager geplant. In den 1970er- und 1980er-Jahren verbanden die Atomwirtschaft 377 
und die damals regierende SPD enorme wirtschaftliche Erwartungen mit dieser Technologie. 378 
Der Kugelhaufenreaktor galt als deutsche Spitzeninnovation. Er sollte eine weltweite 379 
Monopolstellung abseits der von US-Konzernen dominierten Leichtwasserreaktoren 380 
ermöglichen. 381 

Doch das Projekt scheiterte. Der Bau kostete umgerechnet bis zu 3,5 Milliarden Euro, 382 
größtenteils finanziert aus Steuergeldern. Nach seiner Inbetriebnahme 1983 lief der THTR 383 
wegen zahlreicher Störungen und technischer Pannen lediglich 423 Tage. 1989 wurde er 384 
endgültig abgeschaltet – noch bevor auch nur ein einziger Exportvertrag zustande kam. 385 

Seit der Stilllegung und der Herstellung des heutigen sicheren Einschlusses sind bereits weit 386 
mehr als 400 Millionen Euro angefallen. Und die Kosten werden weiter steigen: Für den ab 387 
2030 geplanten Rückbau wurden im Juli 2026 rund 1,5 Milliarden Euro veranschlagt. Hinzu 388 
kommen die Kosten für die Zwischenlagerung in Ahaus sowie die jahrhundertelange 389 
Endlagerung radioaktiver Abfälle. 390 

Wer diese Kosten trägt, ist bis heute zwischen Bund, Land Nordrhein-Westfalen und den 391 
beteiligten Energiekonzernen umstritten. 1989 schlossen Bundesregierung und NRW-392 
Landesregierung mit der Betreiberfirma HKG GmbH und ihren Gesellschaftern – RWE, E.ON 393 
sowie den Stadtwerken Bielefeld, Hagen, Wuppertal und Aachen – einen nicht öffentlichen 394 
Rahmenvertrag zur Abwicklung des THTR-Projekts. Dieser regelte im Wesentlichen die 395 
Kosten des sicheren Einschlusses und der 30-jährigen Abklingphase. Die Finanzierung des 396 
Rückbaus blieb dagegen bewusst offen. 397 

Aus der Begründung eines Urteils des Oberlandesgerichts Düsseldorf von 2025 geht hervor, 398 
dass die spätere Insolvenz der HKG GmbH bereits damals - also vor mehr als 25 Jahren - 399 
absehbar war. Gleichzeitig war klar, dass die Gesellschafter nicht ohne Weiteres zur 400 
Finanzierung herangezogen werden können: Eine Durchgriffshaftung gegenüber RWE, E.ON 401 
oder den kommunalen Stadtwerken besteht nicht. 402 
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Da der Staat für die nukleare Sicherheit verantwortlich ist, werden die Kosten letztlich bei 403 
Bund und Land NRW – und damit bei den Steuerzahler*innen – landen. Nach der Insolvenz 404 
der HKG ist das Land NRW für den sicheren Einschluss des Reaktors in Vorleistung 405 
gegangen und will die Ausgaben über die Bundesauftragsverwaltung vom Bund 406 
zurückfordern. Dabei ist mit erheblichen Widerstand des Bundes zu rechnen. Über die 407 
endgültige Kostenverteilung könnte letztlich das Bundesverwaltungsgericht entscheiden. 408 

Wegen der radioaktiven Belastung des Geländes ist ein Baubeginn für den Rückbau 409 
frühestens ab etwa 2036 realistisch. Die Arbeiten könnten sich über mehr als ein Jahrzehnt 410 
bis 2046 erstrecken. 411 

Der THTR ist ein Lehrstück über die tatsächlichen Kosten der Atomenergie. Wer heute mit 412 
angeblich billigem Atomstrom für eine Renaissance der Atomkraft wirbt, verschweigt die 413 
enormen Folgekosten: Bau, Rückbau, Sicherheitsmaßnahmen, Atommüll und 414 
jahrhundertelange Verantwortung. Atomkraft hinterlässt einen Berg aufgeschobener 415 
Rechnungen als Ewigkeitslast. Die künftige Stromversorgung muss vollständig auf 416 
erneuerbaren Energien beruhen. Wind, Sonne und Biomasse verursachen keine 417 
vergleichbaren Ewigkeitslasten. 418 

Deshalb setzen wir uns als Linke dafür ein, 419 
• dass Bund, Land NRW, die HKG GmbH und deren Gesellschafter eine möglichst 420 

einvernehmliche Lösung für die milliardenschweren Kosten finden; 421 
• dass die beteiligten Unternehmen ihrer Verantwortung nicht entzogen werden 422 
• dass keine Entscheidungen über den Rückbau des THTR über die Köpfe der Hammer 423 

Bevölkerung hinweg getroffen werden. 424 

6.3.5.5 Kein Rollback, sondern Atomausstieg sofort 425 

Auch in Deutschland ist der Atomausstieg noch nicht endgültig gesichert. Mit der 426 
Kanzlerschaft von Friedrich Merz droht ein Wiedereinstieg in die Atomkraft: Merz äußert sich 427 
– sehr zur Freude seines ehemaligen Arbeitgebers BlackRock – offen für Atomenergie. 428 

Als hätte es den teuren Flop des THTR, den Super-GAU von Tschernobyl und die 429 
Atomkatastrophe von Fukushima nie gegeben, fordern nach AfD und FDP inzwischen auch 430 
führende Politiker*innen von CDU und CSU wie Jens Spahn, Katharina Reiche und Markus 431 
Söder eine Rückkehr zur Atomenergie. 432 

Besonders treibt EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen (CDU) diesen Kurs 433 
voran. Sie bezeichnet die schrittweise Abkehr von der Atomkraft in Teilen Europas als 434 
„strategischen Fehler“ und will Europa an einer weltweiten „Renaissance der Kernenergie“ 435 
beteiligen. Ihre Pläne umfassen Finanzhilfen, Garantien und umfangreiche Forschungsgelder 436 
für die Atomindustrie. 437 

Die EU stellt Bürgschaften und Risikoabsicherungen in Höhe von 200 Millionen Euro für 438 
private Geldgeber bereit. Die Mittel aus dem Emissionshandel sollen Investitionen in neue 439 
Atomtechnologien attraktiver machen. Gleichzeitig wurden die Regeln für staatliche Beihilfen 440 
gelockert, um die Förderung der Kernkraft auszuweiten. Zudem sollen im kommenden EU-441 
Haushalt mehr als 5 Milliarden Euro in die Kernforschung fließen, unter anderem über das 442 
Forschungsprojekt ITER. 443 
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Im Mittelpunkt stehen sogenannte Small Modular Reactors (SMR) – neue, kleinere 444 
Atomreaktoren. Die EU-Kommission hat dafür die weltweit erste Industrieallianz gegründet, 445 
die gemeinsame Standards für den europäischen Markt entwickeln soll. 446 

Zwar ist der kommerzielle Betrieb von Atomkraftwerken in Deutschland nach dem 447 
Atomausstieg gesetzlich untersagt und SMR werden hierzulande nicht finanziell gefördert. 448 
Dennoch beteiligen sich namhafte NRW-Unternehmen auf internationaler Ebene: In der 449 
europäischen SMR-Allianz engagieren sich etwa URENCO, die Essener GNS Gesellschaft für 450 
Nuklear-Service und das Krefelder Unternehmen Siempelkamp. Da SMR ohne staatliche 451 
Subventionen nicht wettbewerbsfähig sind, stehen hinter ihrer Förderung vor allem 452 
Forschungs- und geopolitische Interessen. 453 

Diese Reaktoren, von Kritiker*innen treffend als „Smart Marketing Reactors“ bezeichnet, 454 
sind keine Antwort auf die Klimakrise. Sie sind riskante, extrem teure Scheinlösungen. 455 
Atomkraft bleibt auch im Kleinformat gefährlich und unbeherrschbar – und sie löst die Frage 456 
des Atommülls nicht. 457 

In jedem laufenden Atomkraftwerk ist ein schwerer Unfall jederzeit möglich. Eine 458 
weitreichende und grenzüberschreitende Kontamination kann nicht ausgeschlossen werden. 459 

Auch bei SMR bleiben die grundlegenden Probleme der Atomenergie bestehen. Bezogen auf 460 
die erzeugte Leistung produzieren sie laut Umweltbundesamt sogar mehr radioaktiven 461 
Abfall. Wirtschaftlich sind sie nicht tragfähig: Die Technologie wäre auf massive öffentliche 462 
Subventionen angewiesen. Das sind Gelder, die dem sozial-ökologischen Umbau fehlen 463 
würden. 464 

Öffentliche Mittel müssen stattdessen in den schnellen und massiven Ausbau echter 465 
erneuerbarer Energien in NRW fließen. Die Debatte um „Mini-AKWs“ lenkt häufig von den 466 
dringend notwendigen Aufgaben der Energie- und Wärmewende ab. Für die Bewältigung der 467 
heutigen Klimakrise kommen SMR ohnehin zu spät. Sie gefährden zudem die notwendige 468 
Dezentralisierung der Energieversorgung. 469 

Als Linke setzen wir uns für einen konsequenten Atomausstieg in Europa und weltweit ein. 470 
Auf Bundesebene wollen wir einen sofortigen Stopp der Atomforschung und lehnen jeden 471 
Einstieg in SMR strikt ab. 472 

6.3.5.6 NRW und die Endlagersuche 473 

Die Endlagersuche für hochradioaktive Abfälle erfolgt laut Standortauswahlgesetz 474 
ergebnisoffen und geologisch. Gesucht wird der Standort mit maximaler Sicherheit. In 475 
Deutschland sind Steinsalz, Tonstein und Kristallingestein grundsätzlich geeignet. 476 

NRW kann Standort werden, doch große Gebiete in Süd- und West-NRW sind wegen 477 
ungünstiger Geologie ausgeschlossen. Im Norden, besonders im Münsterland nahe der 478 
niedersächsischen Grenze, gibt es potenziell geeignete Gebiete laut dem „Zwischenbericht 479 
Teilgebiete“ der Bundesgesellschaft für Endlagerung (BGE). 480 

Bundesumweltminister Carsten Schneider (SPD) will den Prozess aus Kostengründen 481 
deregulieren, indem auf den Bau von Bergwerken verzichtet und die Anzahl der 482 
Probebohrungen verringert wird. So soll der Prozess bis 2050 abgeschlossen sein. Das 483 
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Gesetz sieht die Festlegung bis 2031 vor, doch Expert*innen erwarten frühestens 2074 oder 484 
erst um die Jahrhundertwende ein Ende. 485 

Sicherheit und Gründlichkeit müssen Vorrang haben vor Geschwindigkeit und 486 
Kostensenkung. Deshalb lehnen wir die geplante Deregulierung ab und setzt sich auf 487 
Bundesebene für die Beibehaltung der bisherigen Regelungen zur Endlagersuche ein. 488 

6.3.5.7 Atompolitik in den Nachbarländern 489 

AKWs in Nachbarländern bedrohen die Sicherheit in NRW. In den Niederlanden steht das 490 
AKW Borssele, etwa 180 km von NRW entfernt, an dem RWE mit 30 % beteiligt ist. Es läuft 491 
seit 1973 und darf bis 2033 betrieben werden, Verlängerungen sind geplant. Zudem gibt es 492 
Pläne für zwei neue AKWs bis 2035.  493 

In den niederländischen Grenzprovinzen Gelderland, Limburg und Overijssel werden Small 494 
Modular Reactors (SMRs) diskutiert, z.B. in Duiven, nur 20 km von Emmerich entfernt. 495 

Belgien plant ebenfalls SMRs und stoppte 2025 den Atomausstieg, der Rückbau der AKWs in 496 
Doel und Tihange wurde ausgesetzt. Dort laufen noch je ein Reaktor (Tihange 3 und Doel 4) 497 
mit Betriebserlaubnis bis 2035, trotz Kritik wegen technischer Mängel. 498 

Französische AKWs wie Cattenom und Chooz sind ebenfalls nahe (110–180 km entfernt). 499 

NRW hat keine direkte Befugnis gegen AKWs in Nachbarstaaten, kann aber indirekten und 500 
diplomatischen Druck ausüben. 501 

Deshalb werden wir uns als Linke dafür einsetzen: 502 
• dass das Land über den Bundesrat Druck auf die Bundesregierung ausübt, damit 503 

diese sich auf diplomatischer Ebene bei den Nachbarstaaten für höchste 504 
Sicherheitsstandards und gegen umstrittene Meiler einsetzt 505 

• dass das Land sich bei grenznahen Projekten in den Niederlanden oder Belgien 506 
offizielle Stellungnahmen zu Umweltverträglichkeitsprüfungen abgibt, um 507 
Sicherheitsbedenken, grenzüberschreitende Risiken oder ökologische Bedenken 508 
formell zu platzieren 509 

• dass NRW sich wie in der Vergangenheit auch schon gemeinsam mit Kommunen wie 510 
der Städteregion Aachen—durch den Beitritt zu grenzüberschreitenden Klagen (z. B. 511 
gegen die Reaktoren in Tihange und Doel) den Rechtsweg beschreitet, um 512 
Sicherheitsmängel prüfen zu lassen 513 

• dass NRW über regionale und grenzüberschreitende Partnerschaften, die Euregio-514 
Räte oder den Austausch mit Nachbarregionen (wie z.B. den angrenzenden 515 
Provinzen Gelderland, Limburg und Overijssel den direkten Dialog sucht, um den 516 
Ausbau erneuerbarer Energien zu fördern und Bedenken der eigenen Bevölkerung zu 517 
artikulieren.  518 

6.3.6 Für Energieeinsparungen 519 

Damit wir die Energiewende schaffen, muss auch das Energiesparen eine größere Rolle 520 
spielen. Dazu sind staatliche Fördermaßnahmen, aber auch gesetzliche Vorgaben für 521 
Einsparungen und die Senkung des Materialaufwands sowie die Erhöhung der Lebensdauer 522 
von Produkten notwendig. Die Sanierungsquote des Landes NRW wollen wir deutlich 523 
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erhöhen.  Nach der energetischen Sanierung darf die Mieterhöhung jedoch nicht höher sein, 524 
als die Mieter*innen an Heizkosten sparen. 525 

Als Linke wollen wir: 526 

• die Kommunen bei der Umstellung ihrer Straßenbeleuchtung auf energiesparende 527 
Technik durch das Land wirksamer finanziell unterstützt werde 528 

• mehr Mittel im Landesprogramm für die energetische Sanierung des öffentlichen 529 
kommunalen Gebäudebestandes einstellen 530 

6.3.7 Grüner Wasserstoff in der Energiewende – Speichertechnologie vorantreiben 531 

Der Ausbau effektiver Stromspeichersysteme ist ein wesentliches Element der 532 
Energiewende. Die Dekarbonisierung der Industrie – insbesondere in den Bereichen Stahl, 533 
Chemie und Zement – ist unaufschiebbar, um den Klimawandel aufzuhalten. Grüner 534 
Wasserstoff ist dabei ein vielversprechender technologischer Weg. 535 

Laut Prognosen wird der Wasserstoffbedarf in NRW bis zum Jahr 2050 auf 104 536 
Terawattstunden (TWh) pro Jahr steigen. Da nur ein Bruchteil (ca. 18 TWh) lokal erzeugt 537 
werden kann, hat die Landesregierung zusätzlich ein eigenes Wasserstoff-Importkonzept 538 
veröffentlicht, um große Mengen grünen Wasserstoffs zu sichern. So sollen die Staaten des 539 
globalen Südens auch hier ausgebeutet werden, um mit riesigen Frachtern Energie nach 540 
NRW zu bringen, statt eine dezentrale Energiewende voranzutreiben. Außerdem wird der 541 
Ausbau von Wasserstoffnetzen geplant, die so nicht benötigt werden. 542 

Kohle und Erdgas sollten nur dort durch Wasserstoff, ersetzt werden, wo der direkte Einsatz 543 
von Ökostrom nicht möglich ist. In einem ersten Schritt wäre sein Einsatz dort sinnvoll, wo er 544 
in industriellen Fertigungsprozessen benötigt wird. In einem zweiten Schritt sollte er bei dem 545 
klimagerechten Umbau der Industrie, z. B. in den Bereichen Stahl, Chemie und Zement 546 
Verwendung finden. Strategien, künftig auch Fahrzeuge und Gebäudeheizungen mit 547 
Wasserstoff zu betreiben, sind weder ökonomisch noch ökologisch sinnvoll: Seine 548 
Herstellung verbraucht zu viel Energie. 549 

Als Linke wollen wir: 550 

• dass Wasserstoff und dessen Folgeprodukte künftig nur auf Basis von Ökostrom 551 
gewonnen und ausschließlich dort eingesetzt werden, wo keine effizienteren 552 
Alternativen dazu vorhanden sind, so etwa bei der Dekarbonisierung der 553 
Stahlindustrie, von Teilen der Chemiewirtschaft sowie für Luft- und Seefahrt 554 

• Öffentliche Förderung von Elektrolyseanlagen nur mit zumindest anteiliger 555 
öffentlicher Beteiligung 556 

• Unterstützung der Industrie bei Investitionen in klimafreundliche Anlagen der Stahl-, 557 
Chemie- und Zementindustrie durch innovative Förderkonzepte 558 

• In Bereichen, in denen auch unabhängig vom Stromnetz Energie vorhanden sein 559 
muss, wie Rettungsdienst und Katastrophenschutz, ist ein Einsatz von Wasserstoff 560 
sinnvoll 561 
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• Zielgenaue Förderprogramme im Bereich der Forschung und Entwicklung im 562 
Wasserstoffbereich 563 

• Ehemalige Tagebaue als Pumpspeicherkraftwerke nutzen 564 

6.3.8 Für ein Fracking-Verbot ohne Ausnahmen 565 

Das Fracking-Verbot wackelt. Das Thema Fracking schien für Deutschland längst erledigt, 566 
aber jetzt sind es Bundeswirtschaftsministerin Katherina Reiche, die sie beratenden 567 
Lobbyist*innen der Fossil-Industrie und der CDU-Wirtschaftsrat, die sich für die gefährliche 568 
und umweltschädliche Fördermethode von Erdgas aus Schiefertongesteinen stark 569 
machen.  CDU, CSU und SPD haben im April 2026 beschlossen, heimische Gasvorkommen 570 
zu erschließen. Wörtlich heißt es: „Dazu gehört auch die Nutzung heimischer Energiequellen, 571 
z. B. die Erschließung heimischer Gasvorkommen.“ Mit dieser bewusst offen gehaltenen 572 
Formulierung stellt sich die Frage nach Fracking in Deutschland neu. Denn unerschlossene, 573 
heimische Erdgasvorkommen gibt es zum einen unter der Nordsee und zum anderen in 574 
Schiefergesteinsschichten in Niedersachsen und insbesondere auch in NRW, aus denen sie 575 
nur mit der Fracking-Methode gewonnen werden könnten. 576 

Als Linke wollen wir im Bundestag ein Verbot von Fracking ohne Ausnahmen wegen der 577 
damit verbundenen Risiken für Mensch und Natur erreichen. Für kurzfristige 578 
Gewinninteressen der Gasindustrie würde das Trinkwasser ganzer Regionen gefährdet. 579 
Zahlreiche Staaten haben deshalb bereits Moratorien oder Verbote verhängt. 580 

Wir setzen uns für die Wahrung des hohen Standards der Trinkwasserversorgung ein. Die 581 
mit Fracking verbundenen Risiken wie zum Beispiel die gegebene Erdbebengefahr sind 582 
unkalkulierbar. Statt die Gasförderung weiter zu intensivieren, brauchen wir nachhaltige 583 
Lösungen für unseren Energiebedarf und den Ausbau der Erneuerbaren.  584 

Wegen der besonderen Gefahr durch Fracking in NRW soll die Landesregierung eine 585 
Bundesratsinitiative starten mit dem Ziel, ein Fracking-Verbot ohne Ausnahmen auf 586 
Bundesebene durchzusetzen. 587 

Die in der Fracking-Gesetzgebung erlaubten Probebohrungen sind in NRW nur mit 588 
Zustimmung des Landes möglich. 589 

Im Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) wird Fracking nach 590 
Erdgasvorkommen nur bei Lagerstätten in Schiefer- oder Tongestein oder Kohleflözgestein 591 
ausgeschlossen, nicht aber Fracking in Tight-Gas-Reservoirs. Das wollen wir ändern. 592 

Als Linke wollen wir: 593 

• die Zustimmung zu Probebohrungen in NRW verweigern 594 

• im Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) Fracking auch in Tight-595 
Gas-Reservoirs 596 

• im LEP verankern nicht nur die Gewinnung, sondern auch die Aufsuchung von Erdgas 597 
aus unkonventionellen Lagerstätten in NRW ausschließen 598 

599 
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6.4 Klimagerechte Verkehrswende: jetzt 600 

6.4.1 Mehr Lebensqualität in Stadt und Land 601 

Mobilität bedeutet Bewegungsfreiheit, gesellschaftliche Teilhabe und 602 
Versorgungssicherheit. Sie muss allen zugutekommen. Allerdings ist der Verkehrssektor 603 
derzeit ein Treiber der Klimakrise. Gerade in NRW ist der Rhein-Ruhr-Raum in der 604 
Vergangenheit allzu stark auf den motorisierten Individualverkehr ausgerichtet worden. 605 
Deshalb brauchen wir eine umweltschonende Verkehrswende, die Lebensqualität für alle 606 
ermöglicht. 607 

Wir als Linke schlagen vor, den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) massiv 608 
auszubauen. Unser mittelfristiges Ziel ist es, allen Menschen die Fahrt einfach und 609 
unentgeltlich anzubieten, so wie heute in Deutschland das öffentliche Straßennetz allen zur 610 
Verfügung steht. Dann erreicht der ÖPNV auch Menschen, die bisher auf das Auto 611 
angewiesen sind. Ein gut ausgebauter ÖPNV, emissionsarm, vernetzt und barrierefrei – das 612 
ist der Kern einer klimagerechten und sozialen Verkehrswende. 613 

Deutschlandweit wollen wir als Linke den Preis für das Deutschlandticket sofort wieder auf 9 614 
Euro senken. Für Schüler*innen, Auszubildende, Senior*innen und Studierende soll das 615 
Deutschlandticket kostenlos sein. 616 

Bei der Stadt- und Verkehrsplanung darf nicht mehr das Auto im Mittelpunkt stehen. Dem 617 
Autoverkehr muss zugunsten von Fußgängerinnen, ÖPNV und Radverkehr Straßenraum 618 
entzogen werden: für mehr Aufenthaltsqualität und Begrünung auf Straßen und Plätzen. Wer 619 
Lebensqualität in der Stadt will, muss bei der Straßengestaltung ansetzen, so dass sich 620 
Menschen gerne draußen aufhalten und fortbewegen. 621 

Wir setzen uns für kurze Wege zwischen den Orten von Wohnen, Versorgung, Freizeit, 622 
Arbeit und Bildung sowie für eine fuß- und fahrradfreundliche Siedlungsstruktur ein. Wir 623 
treten ein für intelligente und vernetzte Systeme, für Busse und Bahnen in höchster Qualität, 624 
die für alle erschwinglich sind, sowie für attraktive, sichere Fuß- und Radwege, kurz: für 625 
lebenswerte Städte und Dörfer. 626 

6.4.2 Überall gut ausgebauter Öffentlicher Nahverkehr 627 

Wir brauchen ein öffentlich organisiertes und deutlich verbessertes Netz im öffentlichen 628 
Personenverkehr. Gerade in den Ballungszentren ist der ÖPNV der entscheidende Hebel, um 629 
künftig mehr Lebensqualität mit immer weniger Autos zu ermöglichen. 630 

Im ländlichen Bereich ist der Umstieg auf umweltfreundliche Verkehrsmittel erheblich 631 
schwieriger, weil die öffentliche Verkehrsinfrastruktur systematisch ausgedünnt wurde und 632 
oft nur in Ansätzen existiert. Hier fordern wir ein gezieltes Programm zum Ausbau des ÖPNV 633 
in der Fläche mit mehr Buslinien, kürzeren Taktzeiten und der Reaktivierung von 634 
Bahnstrecken, um ländliche Regionen für den ÖPNV zu erschließen. Die Verkehrswende in 635 
ländlichen Räumen kann nur mit einer attraktiven Alternative zum Auto gelingen. 636 

Wenn wir viel mehr Menschen ermuntern wollen, auf Bahn und Bus umzusteigen, damit wir 637 
unsere Klimaziele erreichen, müssen deutlich mehr Kapazitäten im öffentlichen Verkehr und 638 
viele neue Stellen zu guten Arbeitsbedingungen geschaffen werden. 639 
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Sozial gerecht ist eine klimaneutrale Verkehrswende aber nur, wenn sie für alle 640 
erschwinglich ist. 641 
Deshalb setzen wir uns dafür ein, dass der ÖPNV mittelfristig für alle Nutzer*innen 642 
kostenfrei wird. Kurzfristig wollen wir deutschlandweit das Deutschlandticket wieder auf 9 643 
Euro senken und Schüler*innen, Student*innen, Auszubildenden und Senior*innen kostenlos 644 
zur Verfügung stellen. Zur Finanzierung müssen erhebliche Landes- und Bundesmittel 645 
bereitgestellt werden. Erste Schritte auf Landesebene sind die Umwidmung von 646 
Finanzmitteln weg vom Straßenneubau und der unsinnigen Subventionierung defizitärer 647 
Regionalflughäfen hin zum öffentlichen Verkehr, die rechtliche Ermöglichung einer 648 
Nahverkehrsabgabe, die Kommunen von ortsansässigen Unternehmen und Betrieben zum 649 
Ausbau des ÖPNV erheben können. Auf Bundesebene wollen wir u. a. die Finanzmittel für 650 
Dienstwagenprivileg und Dieselsubventionen umwidmen. 651 

Wir treten ein für kommunale, demokratisch kontrollierte Nahverkehrsunternehmen. 652 
Gleichzeitig soll die ÖPNV-Nutzung einfacher werden. Die „Kleinstaaterei“ und die 653 
komplizierten Übergänge zwischen den Verkehrsverbünden in NRW wollen wir beenden. Wir 654 
fordern einen landesweiten Verkehrsverbund zur Koordination des Nah- und 655 
Regionalverkehrs und die Optimierung des „NRW-Takts“. Bahnhöfe und Haltestellen sind auf 656 
die Bedürfnisse der Fahrgäste auszurichten und müssen barrierefrei sein. 657 

Die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten im Öffentlichen Nahverkehr wollen wir schnell 658 
spürbar verbessern. Unser Ziel ist, alle ÖPNV-Beschäftigten zu 100 Prozent kommunal zu 659 
beschäftigen keine Fremdvergabe mehr zuzulassen. Die Beschäftigten sollen angemessen 660 
entlohnt werden. In früheren Jahren herabgestufte Lohngruppen wollen wir wieder in die 661 
höhere Lohngruppe zurückführen. Die Entgeltgruppen sollen an die tatsächliche 662 
Betriebszugehörigkeit gekoppelt bzw. angepasst werden 663 

Wir brauchen im ÖPNV angemessene Lenkzeiten und ausreichende Ruhezeiten. Das dient 664 
auch der Sicherheit aller Fahrgäste und ist dringend notwendig, um den Personalmangel zu 665 
überwinden. 666 
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Als Linke wollen wir: 667 
• mehr Nahverkehrsqualität: Bahn und kommunale Verkehrsbetriebe in öffentlichem 668 

Eigentum belassen bzw. wieder dorthin zurückführen 669 
• Landesmittel für die Preissenkung beim Deutschlandticket und für die Förderung 670 

kostenloser Tickets für Schüler*innen, Auszubildende, Student*innen und 671 
Senior*innen 672 

• keine weiteren Preiserhöhungen und bessere Nahverkehrsangebote über Gemeinde- 673 
und Kreisgrenzen hinaus, insbesondere abends und an Wochenenden 674 

• die Kommunen zugunsten einer deutlich stärkeren ÖPNV-Landesfinanzierung 675 
entlasten, u. a. durch Umwidmung von Subventionen für den Auto- und Flugverkehr, 676 
Umwidmung von Finanzmitteln für Straßenneubau und für Regionalflughäfen 677 

• mehr Linien und kürzere Taktzeiten für Bus und Bahn in den Flächenkreisen einführen 678 
und in den Städten mehr Straßenbahnlinien einrichtenden ländlichen Raum schnell 679 
durch mehr Schnellbuslinien und Sammeltaxis besser erschließen 680 

• Optimierung des landesweiten SPNV-Plan NRW und Einführung eines „NRW-Takts“ 681 
nach dem Vorbild der Schweiz mit möglichst kurzer Taktung auf allen Strecken 682 

• möglichst alle eingleisigen Strecken zweigleisig ausbauen, um eine höhere Taktdichte 683 
und größere Zuverlässigkeit zu erreichen 684 

• mehr Zugeinheiten mit insgesamt deutlich höherer Kapazität einsetzen 685 
• Nahverkehrsangebote über Gemeinde- und Kreisgrenzen hinaus verbessern, 686 

insbesondere abends und an Wochenenden 687 
• Landesmittel zur Sanierung der ÖPNV-Infrastruktur bereitstellen 688 
• Die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten im ÖPNV schnell spürbar verbessern 689 
• kostenlose P&R-Plätze an Knotenpunkten, Busbahnhöfen und Bahnhöfen einrichten 690 
• Ab 20 Uhr überall im Land Busstopps zwischen zwei Haltestellen zulassen, um einen 691 

wohnortnäheren Ausstieg zu ermöglichen 692 
• Haltestellen so ausbauen, dass sie den Anforderungen des Programms „Haltestellen 693 

der 694 
 Zukunft“ genügen 695 

• Haltestellen angemessen beleuchten 696 
• Ein engmaschiges Netz von Notrufsäulen aufbauen 697 
• ÖPNV-Fahrzeuge mit Klimaanlage ausstatten 698 

6.4.3 Vorrang für die Schiene 699 

Die Schiene ist das effizienteste, umweltfreundlichste und kostengünstigste Transportmittel 700 
für große Passagierzahlen und Gütermengen. Sie hat den geringsten Energie- und 701 
Flächenverbrauch, ein hoher Anteil an Elektromobilität ist sofort realisierbar. Sie ist damit ein 702 
entscheidender Baustein für das Erreichen der Klimaziele. Durch konsequenten 703 
Streckenausbau, insbesondere die Reaktivierung stillgelegter Strecken, lassen sich 704 
gesundheitliche Belastungen, Verkehrsinfarkte und Dauerstaus auf Straßen nachhaltig 705 
reduzieren. 706 

Die Regional- und S-Bahnen spielen eine große Rolle für die Personenbeförderung in den 707 
Ballungsräumen NRWs. Städteverbindende Stadtbahnen wollen wir ausbauen. 708 
Gleichzeitig ist die Schiene auch ein wirksames Instrument, um sozialverträgliche 709 
Beschäftigungsverhältnisse durchzusetzen und dem Lohndumping in der LKW-Logistik 710 
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entgegenzuwirken. Die von der EU vorgeschriebene Ausschreibung von 711 
Schienenverkehrsleistungen, bei denen sich die Unternehmen im Wettbewerb vor allem auf 712 
Kosten des Personals unterscheiden können, lehnen wir als inakzeptables Lohndumping ab. 713 
Ebenso setzen wir uns auf Bundesebene für die vollständige Rückführung der Bahn in eine 714 
öffentlich-rechtliche Eigentumsform statt Aktiengesellschaft ein. Wir wollen das 715 
„Rosinenpicken“ privater Anbieter auf lukrativen Strecken beenden. Um die staatliche Bahn 716 
pünktlich und servicefreundlich zu gestalten, ist mehr gut bezahltes Personal nötig und sind 717 
mehr Mitbestimmungsrechte für Gewerkschaft/Betriebsrat und Fahrgastvertretungen 718 
einzuräumen. 719 

Güter sollen vorrangig auf der Schiene und auf den Wasserwegen transportiert werden. 720 
Dafür müssen größere Gewerbegebiete wieder mit Gleisanschlüssen ausgestattet werden, 721 
finanziert durch nach Größe gestaffelten Abgaben der ansässigen Betriebe. Neue, 722 
aufkommensstarke Gewerbegebiete dürfen nur noch mit Gleisanschluss genehmigt werden. 723 
Wir fordern ferner erste Schritte in Richtung eines öffentlichen und schienengebundenen 724 
Güterverkehrs mit Hilfe kommunaler Packstationen und kleinerer Güterbahnhöfe, vor allem 725 
im ländlichen Raum, die von 726 
den Logistikbetrieben zu finanzieren sind. In den Ballungsgebieten sollen die kommunalen 727 
Verkehrsbetriebe prüfen, ob und wie Güterverkehre auf die kommunale Schiene verlagert 728 
werden könnten. Dafür ist eine bessere Verknüpfung der überregionalen Bahn mit dem 729 
kommunalen Schienennetz nötig. 730 
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Als Linke wollen wir: 731 
• Vorrang für die öffentliche Bahn bei der Ausschreibung von 732 

Schienenverkehrsleistungen 733 
• Berücksichtigung privater Anbieter nur, wenn Tariflöhne und gewerkschaftliche 734 

Mitbestimmung gewährleistet sind 735 
• zwingende Vorschrift für einen Gleisanschluss bei aufkommensstarken 736 

Gewerbegebieten und sukzessive Ausstattung bestehender Gewerbegebiete mit 737 
Gleisanschlüssen 738 

• Einrichtung kommunaler Packstationen und kleinerer Güterbahnhöfe im ländlichen 739 
Bereich / Prüfauftrag: Einrichtung eines kommunalen öffentlichen Güterverkehrs 740 

• Alle Bahnhöfe barrierefrei machen, Service, Sitzmöglichkeiten und Wetterschutz 741 
verbessern 742 

• Neubau der Güterstrecke nach Antwerpen („eiserner Rhein“) mit wenig Belastung für 743 
Wohngebiete und gutem Lärmschutz 744 

• Förderung von Lärmschutzmaßnahmen beim Güterverkehr („Flüsterbremsen“ und 745 
„Flüsterschienen“) 746 

• Förderung des Kombiverkehrs (LKW auf die Schiene) 747 
• die stark befahrene Strecke von Dortmund nach Köln weiter ausbauen 748 
• Reaktivierung von stillgelegten Schienenstrecken vor allem im ländlichen Bereich, so 749 

wie sie der Verband deutscher Verkehrsunternehmen für NRW vorschlägt. Dazu sind 750 
rechtzeitig Bürger*inneninitiativen und anwohnende Menschen einzubeziehen. 751 

• zusätzliche Sicherheitsstandards und -vorkehrungen entlang geplanter 752 
Güterstrecken nach niederländischem Vorbild 753 

• alle Züge des Personenverkehrs müssen in ausreichendem Umfang Platz für Gepäck, 754 
Fahrräder, Kinderwagen und Rollstühle bieten. 755 

• bessere Verknüpfung von regionalen und kommunalen Schienennetzen 756 

6.4.4 Radverkehr 757 

Das klassische Fahrrad ist ein Teil der Lösung für die Verkehrsprobleme in den 758 
Innenstädten. Über 90 Prozent der Wege sind kürzer als 10 Kilometer. Mit einem E-Bike sind 759 
auch weitaus längere Strecken in kurzer Zeit zu bewältigen. Fahrräder sind preiswert, 760 
ökologisch und benötigen wenig Geld und Raum für die Infrastruktur. Nur mit einem 761 
größeren Anteil an Fahrrädern können wir die notwendige Verkehrswende schaffen, wie das 762 
bekannte Beispiel Kopenhagen zeigt.  763 

Der Erfolg der Volksinitiative „Aufbruch Fahrrad“ sowie von Bündnissen wie „Kidical Mass“ 764 
und „Critical Mass“ beweisen, dass dieses Bewusstsein in großen Teilen der Bevölkerung 765 
angekommen ist. Der Ausbau des inner- und überörtlichen Radwegenetzes kann nicht nur 766 
durch Neubau geschehen, sondern vorrangig durch Umverteilung von Verkehrsflächen – 767 
weg vom Auto, hin zum Fahrrad, auch damit nicht neue Flächen versiegelt werden. Dabei ist 768 
sicherzustellen, dass der Radverkehr als Teil des Umweltverbundes den ÖPNV ergänzt. 769 

Dazu sollen das Radverkehrsnetz und die Infrastruktur zur Erledigung von Fahrten mit dem 770 
Fahrrad einladen, allerdings muss Radfahren auch sicherer werden, Güter können gerade in 771 
Ballungsgebieten klimafreundlich auch aufs Fahrrad verlagert werden. Dumpinglöhne für 772 
Fahrradboten lehnen wir aber strikt ab und solidarisieren uns mit den Beschäftigten. 773 
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Als Linke wollen wir: 774 
• das Nahmobilitätsprogramm zur Förderung der Fahrradmobilität erheblich ausbauen 775 
• die Kommunen unterstützen, Radentscheide auf kommunaler Ebene umzusetzen 776 
• sichere Abbiegemöglichkeiten und separater Radwege fördern 777 
• Fahrradständer, Ladestationen für E-Bikes und bewachte Radstationen an Bahnhöfen 778 

ausbauen 779 
• Ausreichend Radmitnahme-Kapazitäten im ÖPNV 780 
• Deutlich mehr Abstellplätze für Lastenräder zulasten von PKW-Parkplätzen 781 
• An Verkehrsknotenpunkten komfortable und sichere Abstellmöglichkeiten für 782 

Fahrräder in Fahrradhäusern nach niederländischem Vorbild 783 
• Wohnortnahe Fahrradunterstellmöglichkeiten in Fahrradhäuschen statt PKW-784 

Parkplätze 785 

6.4.5 Fußverkehr 786 

Obwohl wir alle Fußgänger*innen sind, ist dies doch der Bereich, der auf allen Ebenen der 787 
Verkehrspolitik am meisten vernachlässigt wird. Fußgänger*innen und Radfahrer*innen 788 
bekommen Auswirkungen des Klimawandels unmittelbar zu spüren, nicht nur Starkregen, 789 
sondern auch lebensbedrohliche Hitzeperioden, und sind zugleich die am stärksten 790 
gefährdeten 791 
Verkehrsteilnehmenden. Ihre Sicherheit im Alltag gerät buchstäblich immer wieder unter die 792 
Räder der PKW und LKW. Ohne attraktive und sichere Fußwege bleiben die Städte und 793 
Dörfer gewissermaßen Gefangene einer auf den PKW und LKW zugerichteten Verkehrs- und 794 
Raumpolitik. 795 

Deshalb setzen wir uns als Linke für wir sichere Querungshilfen und Ampeln mit längeren, 796 
fußgängerfreundlichen Grünphasen, vor allem aber für Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit 797 
in den Kommunen ein. Das schützt Fußgänger*innen und reduziert Unfallrisiken. 798 

Straßen, Wege und Plätze müssen wieder den Menschen zurückgegeben werden und nicht 799 
nur Verkehrsflächen, sondern öffentliche Lebensräume sein. Daher treten wir dafür ein, 800 
mehrspurige Straßen zugunsten des Fuß- und Radverkehrs zurückzubauen. Außerdem ist 801 
den Kommunen durch Landesgesetz zu ermöglichen, die Bindung einer Immobilie an einen 802 
PKW-Stellplatz aufzugeben. 803 

Als Linke wollen wir: 804 
• Mehr sichere Querungshilfen anlegen mit längeren Grünphasen für Fußgänger*innen 805 
• Tempo 30 als Regelgeschwindigkeit in Innenstädten ermöglichen 806 
• Klimasensible und schattige Aufenthaltsräume schaffen 807 
• Shared Spaces nach niederländischem Vorbild schaffen, auf denen alle 808 

Verkehrsteilnehmenden gleiche Rechte haben 809 
• Den Straßenraum neu verteilen zugunsten von Fuß- und Radverkehr nach 810 

niederländischem Vorbild 811 
• Fußgängerzonen ausbauen und erweitern 812 

6.4.6 Wasserwege 813 

NRW hat ein gut ausgebautes Wasserwegenetz. Der Wassertransport ist sehr 814 
energiesparend und ökologisch sinnvoll, allerdings nur, wenn die Binnenschiffe 815 
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schnellstmöglich auf klimaneutrale Treibstoffe umrüsten und natürliche Gewässer nicht 816 
weiter ausgebaggert werden. Wir wollen prüfen, ob Wasserstraßen auch für den 817 
Personenverkehr stärker genutzt werden können. Hafenkapazitäten sollen dort ausgebaut 818 
werden, wo es notwendig (und umweltschonend möglich) ist, um mehr LKW-Verkehr auf die 819 
Wasserwege zu verlagern. 820 

Als Linke wollen wir: 821 
• Die Binnenschifffahrt bei der schnellstmöglichen Umrüstung auf klimaneutrale 822 

Treibstoffe unterstützen 823 
• Hafenkapazitäten ausbauen, um LKW-Verkehre auf die Wasserwege zu verlagern 824 
• Den Übergang von anderen Verkehrswegen auf das Schiff verbessern 825 
• Schienenanbindung von Zeebrugge, Antwerpen, Rotterdam und Amsterdam 826 

verbessern 827 
• Schiffe in Häfen zur Nutzung von Landstrom verpflichten 828 
• Wasserwege-Infrastruktur, insbesondere die Schleusen, erneuern 829 
• Die Vertiefung natürlicher Gewässer unterbinden  830 

6.4.7 Straßenverkehr: Sanierung und Umwidmung statt Neubau 831 

Das landeseigene Straßennetz wollen wir nicht mehr erweitern. Im Gegenteil: Um das Klima 832 
zu schützen und Flächen wieder zu entsiegeln, fordern wir dort, wo alternative 833 
Verkehrswege ausreichend vorhanden sind, einen gezielten Straßenrückbau. Weniger 834 
Asphalt bedeutet mehr Lebensqualität und mehr Freiheit. Deshalb sollen Innenstädte 835 
perspektivisch autofrei werden. Die Finanzmittel für Straßenneubau müssen in die Sanierung 836 
der maroden Brücken und in andere Verkehrsträger fließen. 837 

Wir lehnen alle Pläne zum Neu- und Ausbau von Autobahnen in NRW ab und unterstützen 838 
Bürger*inneninitiativen, die sich dagegen wenden. Auf Bundesebene wollen wir die 839 
Privatisierung in Form der neu geschaffenen Autobahn-GmbHs rückgängig machen. 840 

Geschwindigkeitsbegrenzungen sind gut fürs Klima und tragen zu Verkehrssicherheit und 841 
weniger Lärm bei. Sie sind also eine kostenlose Klimaschutzmaßnahme mit positiven 842 
gesundheitlichen Nebeneffekten. 843 

Wir wollen, dass sich NRW im Bundesrat für ein generelles Tempolimit von 120 km/h auf 844 
Autobahnen einsetzt. 845 

Die Natur gilt es auch beim Straßenbau zu berücksichtigen. Eingriffe, die mit der Sanierung 846 
und dem Betrieb von Straßen verbunden sind, müssen durch begleitende 847 
Naturschutzmaßnahmen ausgeglichen werden. DIE LINKE lehnt den Neubau von 848 
Autobahnen, die weitere klimaschädliche Flächenversiegelung, grundsätzlich ab. 849 

Rund 100 Millionen Tonnen CO₂ pro Jahr stammen allein vom PKW-Verkehr in Deutschland. 850 
Elektroautos können hier teilweise Abhilfe schaffen. Nicht zielführend ist hingegen der 851 
Einsatz von biogenen Kraftstoffen, Wasserstoff oder E-Fuels. Wir unterstützen ein 852 
Zulassungsverbot von Verbrennern ab 2030. Aber nur die Verbrenner durch Elektroautos zu 853 
ersetzen, ist keine Lösung. 854 

Wir wollen die Trendwende im Verkehr einleiten und Mobilität autounabhängig machen. Wir 855 
wollen weg von immer mehr, immer größeren und schwereren PKWs, die die überwiegende 856 
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Zeit ihres Daseins die Städte verstopfen oder in Staus stehen, hin zu alternativen 857 
Verkehrsformen und Carsharing. Durch entsprechende Parkraum- und 858 
Flächenbewirtschaftung wollen wir die Anzahl, Größe und Motorisierung der Autos in der 859 
Stadt reduzieren. Langfristig sollen autofreie Städte, die auf sozialökologisch nachhaltige 860 
Mobilitäts- und Raumplanungskonzepte ausgerichtet sind, entstehen. 861 

Als Linke wollen wir: 862 
• Keine weitere Versiegelung und Zerschneidung von Naturflächen zugunsten von 863 

Straßenbau 864 
• PKW-Parkplätze für Radverkehr umwidmen 865 
• Umwidmung von Straßenabschnitten und Finanzmitteln für Fahrrad und öffentliche 866 

Verkehre 867 
• Umweltgerechte und naturschutzkonforme Pflege des Straßenbegleitgrüns 868 
• Die Schaffung eines landesweiten Mobilitätsmanagements, das die verschiedenen 869 

umweltfreundlichen Verkehrsarten sinnvoll miteinander verknüpft 870 
• Reduzierung des motorisierten Individualverkehrs zugunsten von ÖPNV, Rad- und 871 

Fußverkehr 872 
• Bessere Infrastruktur zur Nahversorgung, um weite Wege zu reduzieren 873 
• Nein zum weiteren Neu- und Ausbau von Autobahnen 874 
• Tempolimits: 120 km/h auf Autobahnen, 80 km/h auf Landstraßen und eine 875 

Regelgeschwindigkeit von 30 km/h innerorts 876 

6.4.8 Luftverkehr 877 

Der Flugverkehr belastet das Klima und die anwohnenden Menschen in besonders hohem 878 
Maße. Er muss deutlich reduziert werden. Hier ist vor allem bei den Kurzstreckenflügen 879 
anzusetzen. Als Linke setzen wir uns bundesweit für deren Abschaffung ein. Subventionen 880 
für Regionalflughäfen sollten eingestellt werden und in voller Höhe dem ÖPNV 881 
zugutekommen. 882 

Wir wollen mehr Bürger*innenbeteiligung beim Flugbetrieb erreichen. Grenznahe Flughäfen 883 
wie Lüttich/Bierset sollen sich einer europäischen Umweltverträglichkeitsprüfung stellen und 884 
Einsprüche aus den Nachbarländern zulassen. Nachtflüge lehnen wir ab, da sie für 885 
Anwohner*innen in den Flugschneisen zu nicht hinnehmbaren Ruhestörungen führen. 886 

Bundesweit wollen wir den Flugverkehr nicht länger mit niedrigen Kerosinsteuern 887 
subventionieren. Wir regen eine NRW-Bundesratsinitiative an für die bundesweite 888 
Abschaffung von Kurzstreckenflügen unterhalb von 500 Kilometern und dort, wo ein Ziel 889 
innerhalb von fünf Stunden mit der Bahn erreichbar ist. 890 
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Als Linke wollen wir: 891 
• Den Ausbau von Flughäfen stoppen 892 
• Gesetzlich regeln, dass alle Subventionen für NRW-Regionalflughäfen 893 

(Betriebskostenübernahmen, Investitionszuschüsse etc.) durch öffentliche Mittel 894 
entfallen und in voller Höhe dem ÖPNV zugutekommen. Den Mitarbeitenden der 895 
Regionalflughäfen wollen wir Ersatzarbeitsplätze im ÖPNV anbieten. 896 

• Mehr Lärmschutz bei Starts und Landungen mittels eines Fluglärmaktionsplans 897 
durchsetzen 898 

• Ein striktes Nachtflugverbot von 22 bis 6 Uhr für alle NRW-Flughäfen und ein 899 
Auslaufen der Nachtfluggenehmigung am Flughafen Köln/Bonn verhängen. 900 

• Bürger*innenbeteiligung bei der Planung von Flugzeiten 901 

 902 



25 

 

6.5 Natur und Umwelt gehen vor Profiten 903 

Die Bewahrung unserer natürlichen Umwelt ist eine Hauptaufgabe dieses Jahrhunderts. 904 
Dabei erweist sich immer mehr, dass der Kapitalismus mit seinem Zwang zu ungebremstem, 905 
zerstörerischem Wachstum und seiner Gier nach Profit ein Hindernis für effektiven 906 
Umweltschutz darstellt. Der sorgsame Umgang mit natürlichen Ressourcen widerspricht 907 
seinen fundamentalen Mechanismen. Wir sind deshalb überzeugt, dass sich die Natur auf 908 
Dauer nur durch einen grundsätzlichen Umbau unserer Produktionsweise schützen lässt, die 909 
die planetaren Grenzen beachtet, sodass wir der Natur nicht mehr entnehmen, als sie global 910 
regenerieren kann 911 

Umweltschutz ist kein Luxus. Es geht hier beispielsweise um Arbeitsbedingungen in der 912 
Landwirtschaft, bei denen Menschen sich nicht ihre Gesundheit ruinieren. Es geht um gute 913 
Lebensbedingungen und gesunde Produkte für alle Menschen, unabhängig von ihrem 914 
sozialen Status, in der Stadt wie auf dem Land. Dazu gehört für uns auch, dass Menschen 915 
unabhängig von ihrem Geldbeutel Natur erleben und erfahren können. Naturlehrpfade 916 
wollen wir ausbauen. Naherholung, Urlaubs- und Erholungsgebiete wollen wir durch den 917 
öffentlichen Nah- und Fernverkehr erreichbar machen. Dabei setzen wir auf sanften 918 
Tourismus. 919 

Als Linke stehen wir an der Seite von Verbänden, Vereinen und Initiativen, die sich für den 920 
Schutz unserer Umwelt einsetzen. Projekte der ökologischen Selbstorganisation wie Urban 921 
Gardening und Solidarische Landwirtschaft (SoLaWi) wollen wir fördern. Wir wollen 922 
Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik an strengen Umweltzielen ausrichten. 923 

Wir wollen den anhaltenden Flächenverbrauch stoppen. In unserem Bundesland gehen im 924 
langjährigen Mittel täglich etwa 6,2 Hektar wertvoller Naturraum für Siedlungs- und 925 
Verkehrszwecke verloren. Diesen Trend müssen wir stoppen und umkehren. In den 926 
kommenden fünf Jahren wollen wir den Flächenverbrauch in NRW halbieren. Wir wollen eine 927 
Stärkung ökologischer Aspekte bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, unter anderem durch 928 
strenge ökologische Vorgaben und die Wiedereinführung von strategischen Zielen zum 929 
Schutz der Umwelt in das Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen. 930 

Umweltkriminalität wollen wir konsequent verfolgen und bekämpfen. Dafür wollen wir die 931 
von der Landesregierung abgeschaffte Stabsstelle Umweltkriminalität wieder einrichten, die 932 
Schwerpunktstaatsanwaltschaft Umweltkriminalität besser ausstatten und das 933 
entsprechende Personal z. B. beim Zoll aufstocken. Wir setzen uns für die gesetzliche 934 
Verankerung und vollumfängliche Ausweitung des Verbandsklagerechts für Umwelt-, Natur- 935 
und Tierschutzvereinigungen und Einzelne im Sinne der Aarhus-Konvention ein. 936 

Klimawandel und Artensterben sind die bedrohlichsten Krisen der Gegenwart – auch in NRW. 937 
Die Vielfalt heimischer Tier- und Pflanzenarten in Nordrhein-Westfalen ist akut gefährdet. 938 
Aktuell stehen rund 45 Prozent der Arten auf der Roten Liste. Viele Arten sind vom 939 
Aussterben bedroht. Zur Messung der biologischen Vielfalt findet in NRW regelmäßig ein 940 
Monitoring statt, bei dem nicht nur Bestandszahlen der einzelnen Arten erhoben werden. Es 941 
werden auch die unterschiedlichen Lebensräume untersucht: Quellen, Fließ- und 942 
Stillgewässer, Moore, Magerrasen, Wälder etc. Zu verzeichnen ist, dass die Qualität der 943 
Lebensräume gleichbleibend schlecht ist. Ein Viertel der Arten sind akut gefährdet, darunter 944 
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über 50 Prozent der Moose. Hinzu kommen z. B. Wildbienen, Schmetterlinge, Libellen, 945 
Insekten allgemein, Flusskrebse, Amphibien und Vögel. Unter den bedrohten Arten sind 946 
viele, die früher sehr weit verbreitet waren, z. B. die Wiesenglockenblume, der 947 
Schachbrettfalter, der Igel oder die Feldlerche. Bei Vögeln ist ein Rückgang der Bestände 948 
von ca. 50 Prozent zu beobachten.  Schon 1917 wusste Rosa Luxemburg, woran das 949 
Verschwinden der Vögel liegt: „es ist die zunehmende rationelle Forstkultur, Gartenkultur 950 
und der Ackerbau, die ihnen alle natürlichen Nist- und Nahrungsbedingungen … Schritt für 951 
Schritt vernichten“. 952 

Ebenfalls dramatisch ist der Rückgang der Rückgang der Insekten.  Innerhalb von etwas 953 
mehr als dreißig Jahren ist selbst in Naturschutzgebieten die Biomasse der Insekten um 75 954 
Prozent zurückgegangen. Ursachen für das Insektensterben sind vor allem: Zerstörung und 955 
Fragmentierung von Lebensräumen, Lichtverschmutzung, die Eutrophierung der Landschaft 956 
durch Stickstoffeinträge sowie Änderungen der landwirtschaftlichen Nutzung. In diesem 957 
Zusammenhang spielen Monokulturen sowie der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln eine 958 
wichtige Rolle. Das Insektensterben zieht den Verlust weiterer Arten, von Tieren wie 959 
Pflanzen, nach sich. 960 

Ein großer Teil der Tiere und Pflanzen in Nordrhein-Westfalen leidet zusätzlich unter den 961 
Folgen des Klimawandels. Eine Studie des NRW-Umweltministeriums zeigt, dass viele Tier-962 
und Pflanzenarten bereits negativ auf die Klima-Erwärmung reagiert haben. Vor allem Arten 963 
des höheren Berglandes, die bei uns nicht auf kühlere Regionen ausweichen können, 964 
werden durch den Klimawandel beeinträchtigt. Auch Arten der Feuchtlebensräume, zum 965 
Beispiel Amphibien oder Fische, geraten durch Erwärmung der Gewässer, Abnahme des 966 
Sauerstoffs im Wasser sowie Austrocknung der Lebensräume unter Druck. 967 

Die Ursachen für das massive Artensterben und den Rückgang der Bestandszahlen fast aller 968 
Arten sind in dem hohen Flächenverbrauch, der Versiegelung vieler Flächen und der 969 
Intensivierung der Landwirtschaft zu suchen. Ökosysteme werden zerstört, die Zahl der 970 
Arten nimmt ab und innerhalb der verbliebenen Arten nimmt die genetische Vielfalt ab. Oft 971 
liegen kleine Schutzgebiete inmitten großer Flächen auf denen z. B. Pestizide und Gülle 972 
ausgebracht werden. Gewässer verändern durch landwirtschaftliche Nutzung in der 973 
Umgebung ihren Charakter als Lebensräume oder trocknen im Zuge des Klimawandels aus. 974 

Die Landesregierung ist mit der Einführung eines zweiten Nationalparks in NRW gescheitert. 975 
Wir halten daran fest: Innerhalb der kommenden Legislaturperiode soll außer dem 976 
Nationalpark Eifel ein weiterer Nationalpark als ausgedehntes Schutzgebiet ausgewiesen 977 
werden. 978 
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Als Linke wollen wir: 979 
• Artenschutz als Querschnittsaufgabe der Politik begreifen 980 
• verinselte Schutzgebiete verbinden und den Einsatz von von Pestiziden und 981 

Herbiziden in einem großen Radius um Schutzgebiete ausschließen 982 
• ein Konzept zur Reduzierung der Lichtverschmutzung entwickeln lassen 983 
• Artenschutzprojekte für Leittierarten fördern, den Biotopschutz ausweiten (–zum 984 

Beispiel Laubfroschprojekt im Münsterland, Gelbbauchunken-Projekte im Rheinland 985 
oder Kreuzkrötenprojekte im Ruhrgebiet) 986 

• Naturlehrpfade ausbauen und wiederherstellen, um die Bedeutung von Naturschutz 987 
zu verdeutlichen. 988 

• ein flächendeckendes System von Landschaftserhaltungsverbänden für die Erhaltung 989 
der Kulturlandschaft, der biologischen Vielfalt an Tier- und Pflanzenarten und deren 990 
Lebensräumen 991 

• die Vorgaben der FFH-Richtlinie, für deren Nichteinhaltung Deutschland 2023 vom 992 
EuGH verurteilt wurde, endlich umsetzen. Infrage kommende Gebiete müssen als 993 
Schutzgebiete ausgewiesen und qualifizierte Erhaltungsziele und 994 
Erhaltungsmaßnahmen definiert werden. 995 

• Naturschutzflächen in öffentlicher Hand, die in Erbpacht an Naturschutz- und 996 
Umweltverbände vergeben werden. 997 

• das 2-Prozent-Wildnis-Ziel umsetzen, dessen Machbarkeit BUND und NABU bereits 998 
2022 für NRW belegt haben. Dafür müssen noch mehr Flächen zur 999 
Wildnisentwicklung ausgewiesen werden. Wir wollen in diesem Rahmen mehr 1000 
Biotopverbünde herstellen. 1001 

• für die Bewertung von Biotopen in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung einen 1002 
landesweit einheitlichen Standard erlassen, der möglichst vorteilhaft für die Umwelt 1003 
gestaltet sein soll. Die bisher zur Aufstellung und Aktualisierung verschiedener 1004 
Bewertungsverfahren verwendeten Ressourcen sollen künftig für die Entwicklung 1005 
und Optimierung dieses gemeinsamen Bewertungsverfahrens genutzt werden. 1006 

• biologische Stationen stärker finanziell vom Land unterstützen. 1007 

6.6 Landwirtschaft: gute Arbeit, gute Lebensmittel, Schutz der Natur 1008 

Kunstdünger, Pestizide, Antibiotika und Gülle, auf vielfältige Art und Weise schädigt 1009 
konventionelle Landwirtschaft die Umwelt, trägt zum Arten-, insbesondere zum 1010 
Insektensterben bei. Tierquälerische Massentierhaltung schädigt das Klima, belastet das 1011 
Grundwasser und macht Reserveantibiotika unwirksam. Gleichzeitig sind die 1012 
Arbeitsbedingungen in der Landwirtschaft oft schlecht, lange Arbeitszeiten, kein geregelter 1013 
Urlaub, landwirtschaftliche Einkommen liegen deutlich unter dem Durchschnitt. Der 1014 
Preisdruck großer Molkereien, Handelsketten und der Lebensmittelindustrie und 1015 
Abhängigkeit von Lieferanten für Saatgut und Pestizide. 1016 

Die Linke NRW will eine Landwirtschaft, die hochwertige Lebensmittel zu Preisen herstellt, 1017 
die Menschen sich leisten können. Sie streitet für gute Arbeitsbedingungen und Einkommen 1018 
für alle Menschen, die im Agrarsektor beschäftigt sind, und für eine Landwirtschaft, die 1019 
unsere Umwelt schützt und die Artenvielfalt erhält. Hierfür wollen wir ökologische und 1020 
soziale Standards verbessern und streben auf Dauer die Umorientierung der gesamten 1021 
Landwirtschaft auf ökologische Methoden an. Massentierhaltung lehnen wir ab. Wir wollen 1022 
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die Agroforstwirtschaft fördern, weil sie einen Beitrag zu Klimaresilenz und zu einem 1023 
besseren Mikroklima leistet sowie die Biodiversität und die Bodenfruchtbarkeit stärkt. Wir 1024 
unterstützen die solidarische Landwirtschaft als eine Möglichkeit, ökologisch hochwertige 1025 
Lebensmittel ortsnah für alle zugänglich zu machen und gleichzeitig gute 1026 
Arbeitsbedingungen und ein faires Einkommen zu gewährleisten. 1027 

Wir wollen uns von NRW aus für eine grundlegende Reform der EU-Agrarpolitik stark 1028 
machen. Zahlungen sollen konsequent an wissenschaftlich fundierte Umwelt- und 1029 
Sozialkriterien und an den Tierschutz gebunden werden. Nur Betriebe, die diese Vorgaben 1030 
umsetzen, sollen Direktzahlungen erhalten. Es darf nur noch Geld für konkret nachweisbare 1031 
öffentliche Leistungen geben. Die Schaffung und der Erhalt sozialversicherungspflichtiger 1032 
Arbeitsplätze sollen unterstützt und renditeorientierte Investoren müssen ausgeschlossen 1033 
werden. 1034 

Wir setzen uns für die Förderung einer solidarischen Landwirtschaft ein. Eine hierfür 1035 
einzurichtende Agentur soll dabei helfen, interessierte Menschen und Landwirt*innen 1036 
zusammen zu bringen, soll unterstützen bei der Suche nach geeigneten Flächen und in der 1037 
Startphase beraten. 1038 
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Als Linke wollen wir: 1039 
• ein Landesprogramm zur Förderung von Projekten der solidarischen Landwirtschaft 1040 
• ein Landesprogramm zur Förderung der Agroforstwirtschaft mit Beratungsangeboten 1041 

für Landwirt*innen zur Überwindung von Monokulturen und der Integration von 1042 
Gehölzen in die Ackerflächen 1043 

• die Umstellung auf Agroforstwirtschaft finanziell unterstützen 1044 
• Saisonarbeitskräfte besser vor Ausbeutung schützen und dafür die Kontrollen 1045 

verstärken 1046 
• Verkauf und Verpachtung landeseigener Landwirtschaftsflächen nur nach 1047 

ökologischen und sozialen Vergabekriterien 1048 
• die Massentierhaltung abschaffen und stattdessen eine flächengebundene 1049 

Tierhaltung etablieren, wobei wir uns für Regionen und Standorte für 1050 
Bestandsobergrenzen einsetzen 1051 

• Nutztiere artgerecht halten, mit genügend Auslauf und Bewegungsmöglichkeiten. 1052 
• den Anbau heimischer Eiweißpflanzen fördern (Klee, Erbsen und Co. fördern die 1053 

Bodenfruchtbarkeit und ersetzen den Import von auf gerodeten Regenwaldflächen 1054 
angebauten Futterpflanzen) und den Import von gentechnisch verändertem Soja 1055 
vermeiden 1056 

• den Einsatz von Antibiotika in der Landwirtschaft für kranke Tiere nach ärztlicher 1057 
Verschreibung begrenzen, Tierschutzkontrollen verschärfen und häufiger 1058 
durchführen lassen, und Verstöße härter bestrafen. Lebenswichtige 1059 
Reserveantibiotika dürfen nicht in der landwirtschaftlichen Tierhaltung eingesetzt 1060 
werden 1061 

• das Netz regionaler Schlachtmöglichkeiten in kommunaler Trägerschaft, 1062 
einschließlich mobiler Schlachtung und Schlachtung auf der Weide erneuern. 1063 
Schlachtverfahren müssen schmerz- und stressärmer werden. Transporte dürfen nur 1064 
noch zum nächstgelegenen regionalen Schlachthof erfolgen. Schlachten darf künftig 1065 
nur, wer über einen Sachkundenachweis verfügt, unabhängig von Tierart und Art der 1066 
Schlachtung 1067 

• zur Sicherung der genetischen Vielfalt alte Pflanzensorten und Tierrassen erhalten 1068 
und freie Nachbaurechte sichern 1069 

• Glyphosat und Neonikotinoide verbieten 1070 
• die gesamte Landwirtschaft auf ökologische Standards umstellen und die regionale 1071 

Erzeugung von Lebensmitteln fördern 1072 
• zehn Prozent der landwirtschaftlich genutzten Fläche insektenfreundlich gestalten 1073 

lassen 1074 

6.7 Ökologische Wälder: gut für das Klima, gut für die Menschen 1075 

Rund ein Viertel der Landesfläche von NRW ist von Wald bedeckt. Unsere Wälder erfüllen 1076 
viele verschiedene Aufgaben: Sie sind wertvoller Lebensraum für viele Tier- und 1077 
Pflanzenarten. Gleichzeitig liefern sie uns Holz, das im Zeichen der Klimakatastrophe auch 1078 
als Baustoff immer wichtiger wird. Wälder sind aber auch für uns Menschen von Bedeutung, 1079 
als Orte der Freizeit und der Erholung. Schließlich binden Bäume in ihrer Wachstumsphase 1080 
CO₂ und helfen damit gegen die Aufheizung der Atmosphäre. 1081 
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Langanhaltende Dürreperioden, Stürme und der Borkenkäfer haben den Wäldern sehr 1082 
geschadet. Es darf zukünftig keine Flächen in Monokultur mehr geben. Mischwälder bieten 1083 
nicht nur einen besseren Schutz gegen sich verändernde Umweltbedingungen, sondern sind 1084 
auch als Biotope artenreicher. Wir streben daher Mischwälder an, die sich weitgehend 1085 
natürlich verjüngen und in denen die jungen Bäume unter den Kronen der Älteren 1086 
heranwachsen. 1087 

Wir wollen das System der Einheitsforstverwaltung erhalten, in dem Revierförster*innen 1088 
privaten Waldbesitzenden mit kostenfreiem Rat und Anleitung zur Seite stehen, über die 1089 
Einhaltung des Naturschutzrechtes ebenso wachen wie über die Einhaltung des 1090 
Landesforstgesetzes und die zweckentsprechende Verwendung gezahlter Fördermittel. 1091 
Zusätzlich sollen Revierförster*innen auch waldpädagogische Aufgaben übernehmen. 1092 

Die Jagd soll sich zukünftig an wildökologischen Zusammenhängen orientieren, 1093 
insbesondere um eine Wiederbewaldung der heute kahlen Fichtenflächen mit 1094 
klimaangepassten Baumarten zu gewährleisten. Mindestens natürliche Verjüngung der 1095 
Hauptbaumarten muss ohne weitere Schutzmaßnahmen möglich sein. In der Perspektive 1096 
sehen wir die Jagd als eine öffentliche Aufgabe. Das Recht zur Jagd sollte sich nicht aus 1097 
dem Eigentum an Grund und Boden ableiten. 1098 

Als Linke wollen wir: 1099 
• die Umstellung aller Waldflächen auf FSC-zertifizierten Mischwald 1100 
• Boden schonende Verfahren wie den Einsatz von Rückepferden bei der Holzernte 1101 

fördern 1102 
• Waldrodungen für den Ausbau von Autobahnen und für die Nutzung fossiler Energien 1103 

sofort stoppen 1104 
• den Import illegal eingeschlagenen Holzes aus geschützten Wäldern stoppen. 1105 
• das flächendeckende Reviersystem erhalten, freiwerdende Reviere umgehend 1106 

nachbesetzen, Reviere nicht zu größeren Einheiten zusammenfassen. Das vielseitige 1107 
Berufsbild der Revierförster*innen wollen wir erhalten. Staatliche Forstverwaltung 1108 
darf nicht an der schwarzen Null gemessen werden. 1109 

• die Umwelt- und Waldpädagogik fördern und sie verstärkt als Aufgabe für den 1110 
Landesbetrieb Wald und Holz sehen 1111 

• die Luchs- und Wolfsberatung hauptamtlich und von den örtlich zuständigen 1112 
Revierförster*innen wahrnehmen lassen 1113 

• in Sägewerken die Umstellung auf Verfahren unterstützen, die neben den klassischen 1114 
Nadelhölzern auch die Verarbeitung weiterer Holzarten zu Bauholz ermöglichen 1115 

• Treib-, Fallen- und Baujagden abschaffen 1116 

6.8 Für konsequenten Tierschutz und eine solidarische, klimagerechte Ernährungspolitik 1117 

Tiere sind keine Ware – sie sind fühlende Wesen 1118 

Tierschutz sollte ein zentrales Element einer modernen demokratischen, ökologischen und 1119 
gerechten Gesellschaft sein. Tiere dürfen nicht als Produktionsmittel, Ressourcenquelle oder 1120 
Ware im kapitalistischen Wettbewerbsprozess behandelt werden. Ihre Interessen müssen im 1121 
Zentrum politischer Entscheidungen stehen und nicht die Profite Großkonzerne, Schlacht- 1122 
und Futtermittelindustrien. 1123 
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Wir stehen für eine Gesellschaft, in der Respekt vor dem Leben, Solidarität und ökologische 1124 
Verantwortung verbindlich sind. 1125 

6.8.1 Landwirtschaft und Ernährung: Systemwechsel statt Profitlogik 1126 

6.8.1.1 Abschaffung der industriellen Massentierhaltung 1127 
Die industrielle und exportorientierte Massentierhaltung ist ein Ausdruck kapitalistischer 1128 
Produktionsweise: Tiere werden zu Produktionsmitteln degradiert, natürliche 1129 
Lebensprozesse kaputt-optimiert und Umwelt, Klima, Gesundheit der Menschen und Tiere 1130 
massiv belastet. Wir wollen die Massentierhaltung beenden und durch eine ökologisch-1131 
solidarische Ernährungspolitik ersetzen. 1132 

6.8.1.2 Flächengebundene, artgerechte Tierhaltung 1133 
Wo Tierhaltung noch stattfindet, muss sie flächengebunden, transparent und an die 1134 
natürlichen Bedürfnisse der Tiere angepasst sein. Tiere sollen genügend Auslauf, 1135 
Beschäftigung und Sozialkontakte haben; Anbindehaltung, Stallhaltung in engen 1136 
Großanlagen und stressfördernde Systeme müssen der der Vergangenheit angehören. 1137 

6.8.1.3 Regionale, pflanzenbasierte Ernährung fördern 1138 
Wir unterstützen den sozial und ökologisch gerechten Ausbau pflanzlicher 1139 
Lebensmittelproduktion – sie ist umweltfreundlicher, ressourcenschonender und reduziert 1140 
Tierleid. Die Landwirtschaft in NRW soll regionale, ökologische und pflanzliche 1141 
Wertschöpfung stärken. Die Mehrwertsteuer für pflanzliche Nahrungsmittel soll gestrichen 1142 
werden. Beratung für Umstellung und öffentlich geförderte ökologische Landwirtschaft 1143 
gehören dazu. 1144 

6.8.1.4 Landwirte in den Wandel einbeziehen 1145 
Der Ausstieg aus der Tierindustrie darf nicht zu sozialen und wirtschaftlichen Härten führen: 1146 
Wir setzen auf umfassende Unterstützungs- und Qualifizierungsprogramme für 1147 
landwirtschaftliche Betriebe, inklusive finanzieller Anreize für ökologische Umstellung, 1148 
solidarischer Vermarktung und kooperativen Strukturen. Eine Umwandlung in Lebenshöfe 1149 
soll finanziell und strukturell gefördert werden. 1150 

6.8.2. Schlachtung, Transporte und Kontrolle – Stressfreie und respektvolle Verfahren 1151 

6.8.2.1 Haltungsnahe, kurze Transporte 1152 
Tiere dürfen nicht über weite Strecken transportiert werden. In Ausnahmefällen setzen wir 1153 
eine maximale Transportzeit von 4 Stunden plus Be- und Entladezeit fest. 1154 

6.8.2.2 Kontrolle, Sanktionen und Durchsetzung 1155 
Tierschutzaufsicht und Veterinärverwaltungen brauchen personelle und finanzielle 1156 
Verstärkung. Verstöße gegen Tierschutzgesetze wollen wir effektiver ahnden lassen. 1157 
Unangekündigte Kontrollen, digitale Dokumentation und transparente Berichte über 1158 
Kontrollergebnisse müssen Standard sein. 1159 

6.8.2.3 Umgehen der Schlachtungskontrolle 1160 

Den scheinheiligen Verkauf von „Eintagsküken“ ins Ausland, um die Schlachtung dorthin zu 1161 
verlegen, wollen wir unterbinden. 1162 
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6.8.3. Tierversuche, Pelzindustrie und Heimtierhandel 1163 

6.8.3.1 Schluss mit Tierversuchen 1164 
Tierversuche sind oft grausam, unnötig und wissenschaftlich überholt. Wir setzen uns für 1165 
einen verbindlichen Ausstiegsplan aus Tierversuchen ein und wollen alternative, tierfreie 1166 
Forschungs- und Prüfmethoden fördern. 1167 

6.8.3.2 Verbot von Pelzfarmen und Pelzimporten 1168 
Die Haltung und Tötung von Tieren zur Pelzgewinnung ist ethisch unvertretbar. Pelzfarmen 1169 
sowie der Import und Verkauf von Pelzen gehören verboten. 1170 

6.8.3.3 Regulierung des Tierhandels 1171 
Wir wollen keine kommerziellen Tierbörsen in Nordrhein-Westfalen. Online-Tiervermittlung 1172 
in Form von Tierschutz oder -heim sollen gefördert werden. Illegaler Wildtier- und 1173 
Welpenhandel sind konsequent zu bekämpfen. Eine Positivliste soll bestimmen, welche Tiere 1174 
gehalten werden dürfen; exotische Arten sind vom Import auszuschließen. 1175 

6.8.4 Tiere als Rechtssubjekte schützen 1176 

6.8.4.1 Rechtliche Verankerung von Tierwohl 1177 
Wir wollen das Tierwohl im Landesrecht stärker schützen; Tierschutz soll 1178 
ressortübergreifend in allen politischen Bereichen berücksichtigt werden. 1179 

6.8.4.2 Verbandsklagerecht für Tierschutzvereine 1180 
Tierschutzverbände sollen das Recht bekommen, Verstöße vor Verwaltungsgerichten 1181 
geltend zu machen – analog zu Umwelt- oder Verbraucherschutzklagen. 1182 

6.8.4.3 Tierschutzsymbolik und Aufklärung 1183 
Wir wollen ein verbindliches, aussagekräftiges, öffentliches Tierschutz-Label für 1184 
Lebensmittel einführen, um Transparenz bei Haltung und Produktion zu schaffen. Bilder der 1185 
Haltung sollen auf die Verpackung der Produkte gedruckt werden. 1186 

6.8.5 Natur- und Artenschutz verbinden 1187 

6.8.5.1 Lebensraum- und Biodiversitätsschutz 1188 
Der Schutz von natürlichen Lebensräumen stärkt nicht nur Artenvielfalt, sondern auch das 1189 
ökologische Gleichgewicht. Wälder, Moore und Gewässer werden geschützt, vernetzt und 1190 
nachhaltig bewirtschaftet. 1191 

6.8.5.2 Insekten- und Wildtierschutz 1192 
Maßnahmen gegen den Rückgang von Insekten, Amphibien und Wildtieren werden gestärkt. 1193 
Wildtierschutzgebiete und Jagdregulierung orientieren sich an ökologischen 1194 
Notwendigkeiten statt an Profiteinsätzen. 1195 

6.8.5.3 Wolf 1196 
Einige Landwirte haben zunehmende Probleme mit der Rückkehr des Wolfes nach NRW. Der 1197 
Wolf gehört in dieses Bundesland ebenso wie die Menschen. Allerdings muss der Schutz der 1198 
Herden gewährleistet werden. Die Ansiedlung darf nicht zu finanziellen Abstürzen der 1199 
Betroffenen führen. Die bereits existierenden Herdenschutzmaßnahmen müssen intensiviert 1200 
und gefördert werden. 1201 
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6.8.6 Zoos 1202 

6.8.6.1 Konzepte erstellen 1203 
Das Bundesland NRW hat die weltweit größte Zoo-Dichte. Damit einhergehend entsteht 1204 
auch eine große Verantwortung den dort lebenden Tieren gegenüber. Wir erkennen die 1205 
möglichen positiven Seiten eines Zoos an, dafür muss ein Konzept erstellt werden, all diese 1206 
auch zu koordinieren. 1207 

6.8.6.2 Personal vor Ort stärken 1208 
Eine gute Haltung der Tiere kann nur durch eine professionelle Pflege erfolgen. Der Beruf 1209 
der Tierpfleger*innen ist überlastet. Viele der Zoos in NRW gehören den Kommunen. Um 1210 
eine gute Pflege zu gewährleisten, muss das Personal zwingend aufgestockt und gefördert 1211 
werden. 1212 

6.8.6.3 Ausbildung neu denken 1213 
NRW ist nicht ohne Grund das einzige Bundesland mit zwei Berufsschulen für 1214 
Tierpfleger*innen der Fachrichtung Zoo. Allerdings liegt der Fokus in diesem Bundesland 1215 
hauptsächlich auf wissenschaftlichen Kenntnissen über Systematik und nicht auf der Pflege. 1216 
In einer modernen Tierhaltung sind Enrichment und Training nicht nur mehr im Fokus, 1217 
sondern ein Hauptbestandteil des Wohlergehens der Tiere. Der Unterricht sowie die Prüfung 1218 
haben sich dahingehend zu verändern, dass diese Themenbereiche neben der 1219 
Arbeitssicherheit mehr Aufmerksamkeit finden. 1220 

6.8.7 Tiere im urbanen Raum 1221 

6.8.7.1 Zirkusse 1222 
Tiere sollen nicht mehr zu Unterhaltungszwecken ausgebeutet werden. Die Haltung und 1223 
Präsentation in einem Zirkus können nicht den Bedürfnissen der Tiere entsprechen, diese 1224 
Form der Unterhaltung soll der Vergangenheit angehören. 1225 

6.8.7.2 Tiere im Brauchtum 1226 
Einige Veranstaltungen, die als „Tradition“ oder „Brauchtum“ gesehen werden, missachten 1227 
die Tiere und ihr Empfinden. Wir setzen uns beispielsweise für einen Karneval ohne echte 1228 
Tiere ein. 1229 

6.8.7.3 Schutz von Tieren im urbanen Raum 1230 
Wir setzen uns für eine Förderung von alternativen Umsiedlungen der Tiere ein. Betreute 1231 
Taubenschläge, Eieraustausch-Projekte etc. sollen finanziell und personell gefördert 1232 
werden, anstatt sich dieser mit breiten Tötungen zu entledigen. 1233 

6.8.7.4 Reiten und Reitsport 1234 
Die Vorgaben der FN dürfen nicht nur grobe Richtlinien sein, sondern müssen zwingend 1235 
umgesetzt und verschärft werden. Pferde sind kein Sportgerät, sondern Tiere, die geschützt 1236 
werden müssen. Turniere brauchen unabhängige Kontrollen, und die Veterinärämter sollen 1237 
mehr unangekündigte Hofkontrollen bei eingetragenen Halter*innen durchführen. 1238 

6.8.7.5 Böllern und Feuerwerk 1239 
Landesweit wollen wir ein Verbot für privates Böllern und Feuerwerk einrichten. Lautlose 1240 
Alternativen, wie Drohnen- oder Lasershows sollen gefördert werden. 1241 
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Für uns gehört konsequenter Tierschutz zum demokratisch-sozialistischen Projekt: Er ist ein 1242 
Ausdruck unserer Solidarität mit allen, die unter kapitalistischer Ausbeutung leiden – 1243 
Menschen, anderen Tieren und der Natur. Ein respektvolles, gerechtes Zusammenleben 1244 
erfordert, dass wir Tiere aus der Logik der Profitmaximierung befreien und ihnen 1245 
Rechtsschutz, Würde und echte politische Relevanz geben. 1246 

6.9 Luft, Wasser und Boden schützen 1247 

Wir müssen die Luftqualität in NRW verbessern. Wir wollen in allen besonders betroffenen 1248 
Gebieten unseres Bundeslandes eine Förderung für Projekte der Citizen Science zur 1249 
Messung von NOx (Gruppe der Stickoxide) und Feinstaub z. B. in Wohngebieten, an 1250 
Schulwegen und Hauptverkehrsstraßen. 1251 

Grund- und Oberflächengewässer müssen besser geschützt werden. Das EU-Ziel, bis 2015 1252 
alle Gewässer in einen guten ökologischen Zustand zu bringen, wurde verfehlt. In unserem 1253 
Bundesland erreichen 90 Prozent der gemeldeten Bach- und Flussstrecken diesen Standard 1254 
nicht. Die Verschlechterungen im Landeswassergesetz von 2021 durch die damalige 1255 
schwarz-gelbe Mehrheit in Düsseldorf wollen wir zurücknehmen. Insbesondere wollen wir 1256 
auch das Abgrabungsverbot in Wasserschutzgebieten wieder einführen. Die Qualität des 1257 
Trinkwassers wollen wir verbessern. Trinkwasserversorgung ist eine öffentliche Aufgabe. 1258 

Auch der Bodenschutz in NRW muss verbessert werden. Auf der einen Seite müssen 1259 
gewachsene und schützenswerte Böden möglichst erhalten werden, weshalb die Verbände, 1260 
die sich für den Bodenschutz einsetzen, das gleiche Verbandsklagerecht brauchen wie der 1261 
Naturschutz. Auf der anderen Seite müssen mit Schadstoffen belastete Böden nicht nur 1262 
gesichert, sondern entgiftet werden, damit sie auch wieder als Wohngebiete genutzt 1263 
werden können. Dafür wird der frühere Grundstücksfonds reformiert. 1264 

Böden und Grundwasser müssen vor dem Eintrag von Ewigkeitschemikalien (PFAS), die über 1265 
Jahrhunderte in der Natur praktisch nicht abgebaut werden, geschützt werden, weil diese 1266 
über die Nahrung auch in den menschlichen Körper gelangen und dort die Gesundheit 1267 
schädigen können. 1268 
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Als Linke wollen wir: 1269 
• die Privatisierung des Trinkwassers auch künftig verhindern 1270 
• Wasseraufbereitung an Rhein und Ruhr auf den jeweils neuesten technischen 1271 

Standard bringen 1272 
• Auflagen und Kontrollen bei Mülldeponien und Halden verschärfen 1273 
• Gefahren durch austretendes verseuchtes Grubenwasser im Ruhrgebiet abwehren 1274 
• unbehandelte Einleitung von Grubenwasser in unsere Flüsse verhindern  1275 
• Screening der Bergbaustollen des Ruhrgebiets, in denen irregulär Sondermüll 1276 

eingelagert bzw. nicht entfernt wurde, auf Kontaminationen 1277 
• Sondermüll dort, wo es möglich ist, bergen lassen und in dafür geeignete 1278 

Sondermülldeponien überführen 1279 
• Medikamentenrückstände im Wasser bekämpfen 1280 
• verhindern, dass Ewigkeitschemikalien (PFAS) weiter in die Natur gelangen, und sie 1281 

möglichst aus Wasser und Böden entfernen lassen- 1282 
• der Trinkwassergewinnung den Vorrang geben vor dem Rohstoffabbau 1283 
• Feinstaub in der Luft weiter reduzieren und Ultrafeinstaub in der Luft verifizieren und 1284 

reduzieren 1285 

6.10 NRW auf die Erderwärmung vorbereiten 1286 

Seit 1881 ist die Durchschnittstemperatur in Deutschland um 2,5 Grad angestiegen. 1287 
Deutschland und speziell NRW erwärmt sich fast doppelt so schnell wie der weltweite 1288 
Durchschnitt. Der Weltklimarat warnt, dass die globale Oberflächentemperatur bei allen 1289 
betrachteten Emissionsszenarien bis mindestens zur Mitte des Jahrhunderts weiter 1290 
ansteigen wird. Deshalb müssen wir mit einem weiteren Anstieg der Anzahl von Hitzetagen 1291 
rechnen und der Zunahme von Extremwetterereignissen. Extremer Starkregen wird häufiger 1292 
und wechselt sich mit langanhaltenden Dürreperioden ab. Darauf wollen wir NRW 1293 
vorbereiten. 1294 

Die hohe Versiegelung, insbesondere in urbanen Ballungsräumen muss rückgängig gemacht 1295 
werden, damit Böden Regenwasser aufnehmen und speichern können. Maßnahmen zur 1296 
Entsiegelung und Regenwasserversickerung sollen aus dem Landesprogramm gefördert 1297 
werden. Bäume können das Mikroklima in ihrer unmittelbaren Umgebung positiv 1298 
beeinflussen, Schatten spenden und die Temperaturen in Hitzeperioden um mehrere Grad 1299 
senken. Begrünte Fassaden haben einen vergleichbaren Effekt. Sowohl in der Stadt als auch 1300 
auf dem Land müssen entsprechende Klimafolgen berücksichtigt werden. Im ländlichen 1301 
Raum muss auf die Rolle der Landwirtschaft eingegangen werden und es müssen 1302 
ökologische Wege zur Klimafolgenanpassung genutzt werden. 1303 

Als Linke wollen wir: 1304 
• ein Landesprogramm Klimafolgenanpassung auflegen, das Kommunen bei dieser 1305 

Aufgabe unterstützt 1306 
• aus diesem Programm auch Baumpflanzungen und Fassadenbegrünungen in 1307 

verdichteten urbanen Räumen fördern 1308 
• Kommunen durch Landesgesetz zum Erlass einer wirksamen Baumschutzsatzung 1309 

verpflichten 1310 

6.10.1 Klimawandel auch ‚von unten‘ wirksam und solidarisch bekämpfen 1311 
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Um das Ruder beim Weltklima noch herumzureißen, ist eine gesamtgesellschaftliche 1312 
Kraftanstrengung notwendig. Auch die Beschlüsse der jüngsten Klimakonferenz in Belem 1313 
(Brasilien) und die Politik von Landes- und Bundesregierung reichen nicht hin, um dieses Ziel 1314 
zu erreichen. Deswegen ist es folgerichtig, wenn eine zivilgesellschaftliche Bewegung 1315 
fordert, endlich das Notwendige zu tun und es nicht bei leeren Versprechen zu belassen. Es 1316 
braucht einen breiten Aufbruch für wirksamen Klimaschutz! Um diesen Aufbruch zu 1317 
verwirklichen, müssen die Menschen für belastbare Mehrheiten im Sinne des 1,5-Grad-Ziels 1318 
gewonnen werden, als Unterstützende, besser noch als Mitwirkende. 1319 


